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Die Beschäftigung mit dem Historikerstreit in der DDR hat bislang kaum Beach-
tung gefunden, obwohl DDR-Historiker sich durchaus mit der geschichtspolitischen 
Kontroverse jenseits der Mauer auseinandergesetzt haben. Ein von Christina Morina 
aufgefundenes Dokument zeigt, dass selbst die Staatssicherheit den in Westdeutsch-
land ausgebrochenen Schlagabtausch um die Deutung der nationalen Geschichte in-
strumentalisieren wollte. Ein hauptamtlich für das MfS tätiger Historiker unterzog 
den Historikerstreit einer Analyse und gab sich der Hoffnung hin, die Kritiker Ernst 
Noltes auf der „Basis der politisch-ideologischen Übereinstimmung“ gewinnen zu 
können.  nnnn

Christina Morina

Zwischen Verdrängung und Vereinnahmung
Der Historikerstreit und die DDR 

I. Einleitung

Der Historikerstreit, die letzte Großkontroverse der Bonner Republik, war weit 
mehr als ein Streit unter Historikern und keineswegs eine rein westdeutsche An-
gelegenheit. Im letzten Jahrzehnt der Teilung gewährte diese Auseinanderset-
zung an der Schnittstelle von Geschichtswissenschaft, Erinnerungskultur und 
Deutschlandpolitik nicht nur bemerkenswerte Einblicke in die politische Kultur 
der Bundesrepublik. Sie stellt vor dem Hintergrund des in den 1970er Jahren 
einsetzenden geschichtskulturellen Wandels in beiden deutschen Staaten auch 
ein noch ungeschriebenes Kapitel in der deutsch-deutschen Teilungsgeschichte 
dar. Die Deutsche Demokratische Republik (DDR) spielte damals in vielen Debat-
tenbeiträgen als historischer und politischer Bezugspunkt eine signifikante Rolle, 
die in der Historiografie bisher wenig Beachtung gefunden hat. Jenseits der Mau-
er wurde die in der Bundesrepublik stattfindende Kontroverse aufmerksam ver-
folgt und auf sehr spezifische Weise öffentlich thematisiert, wissenschaftlich rezi-
piert und geheimdienstlich instrumentalisiert. Betrachtet man den Historikerstreit 
aus einer integrierten Perspektive als mehrdeutige Wegmarke in der politischen 
Kulturgeschichte des geteilten Deutschland, lassen sich spezifisch ost-, west- und 
gesamtdeutsch geformte geschichtskulturelle und -politische Fragen identifizie-
ren, die nicht nur das letzte Jahrzehnt der deutschen Teilung prägten, sondern 
weit über die Epochenzäsur von 1989/90 hinaus virulent blieben.1 

1	 Vgl. Christoph Kleßmann/Peter Lautzas (Hrsg.), Teilung und Integration. Die doppelte 
deutsche Nachkriegsgeschichte als wissenschaftliches und didaktisches Phänomen, Schwal-
bach am Taunus 2006; Konrad Jarausch, „Die Teile als Ganzes erkennen“. Zur Integration 
der beiden deutschen Nachkriegsgeschichten, in: Zeithistorische Forschungen 1 (2004),  
S. 10–30; Franka Maubach/Christina Morina, Historiographiegeschichte als Erfahrungs- und 
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Den unmittelbaren Anstoß für eine Betrachtung des Historikerstreits aus einer 
solchen Perspektive gibt eine hier erstmals publizierte Analyse der Kontroverse 
aus dem Jahr 1988, die in den Akten der Hauptverwaltung A des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS) überliefert ist. Der Autor, ein in Jena promovierter Partei-
enhistoriker im Range eines Majors, behauptete dort, der Historikerstreit habe 
„ein bezeichnendes Schlaglicht auf das Zusammenspiel von Wissenschaft, Ideolo-
gie und Politik in der BRD der ausgehenden 80er Jahre“ geworfen und „die Ziele 
und Methoden, Möglichkeiten und Grenzen ideologischer Wendemanöver in 
der Gegenwart“ erhellt. Er hielt es für geboten, die Akteure und Positionen einge-
hend zu analysieren, um die deutlicher denn je sichtbaren „liberalen und sozial-
reformistisch orientierten“ Kräfte in der Bundesrepublik noch zielgerichteter in 
die geheimdienstlichen Anstrengungen gegen die vermeintlich krisenbefallene, 
„spätkapitalistische“ Bundesrepublik einspannen zu können.2 Diese Abhandlung 
steht exemplarisch für den zwischen Verdrängung und Vereinnahmung changie-
renden Umgang mit der Kontroverse seitens der DDR-Historiker, der Sozialis-
tischen Einheitspartei Deutschlands (SED) und der Staatssicherheit.

Im Folgenden soll die nach Inhalt, Anspruch und Stil im Vergleich zu anderen 
MfS-Analysen einzigartige Ausarbeitung eines hauptamtlich für das MfS arbeiten-
den Historikers in den Kontext der Bemühungen der SED gestellt werden, über 
die sich intensivierenden innerdeutschen Beziehungen in den 1980er Jahren auf 
die innenpolitische Entwicklung in der Bundesrepublik mittels geschichtspoli-
tischer und -wissenschaftlicher Initiativen Einfluss zu nehmen. Zu diesen Bemü-
hungen zählten neben der medial wohldosierten und geheimdienstlich ausgefeil-
ten Auseinandersetzung mit dem Historikerstreit auch hochkarätig besetzte 
wissenschaftliche Kooperationsprojekte. In ihrer Summe zeigen sie, ungeachtet 
der zunehmend krisenhaften Entwicklung in der DDR, einen gerade unter Histo-
rikern und Parteikadern bis zuletzt hohen Grad an ideologischer Konfidenz und 
Standfestigkeit. 

Der Historikerstreit entzündete sich vordergründig an den Thesen Ernst Nol-
tes, doch im Grunde kulminierten in ihm die seit Mitte der 1970er Jahre schwe-
lenden Deutungskämpfe um das politische Selbstverständnis der Bundesrepu-
blik.3 In der Folge bezogen zahlreiche Historiker (unter den Hauptbeiträgern war 

Resonanzgeschichte, in:  Franka Maubach/Christina Morina (Hrsg.), Das 20. Jahrhundert 
erzählen. Zeiterfahrung und Zeiterforschung im geteilten Deutschland, Göttingen 2016,  
S. 7–31, und Frank Bösch, Geteilt und verbunden. Perspektiven auf die deutsche Geschich-
te seit den 1970er Jahren, in: Ders. (Hrsg.), Geteilte Geschichte. Ost- und Westdeutschland 
1970–2000, Göttingen 2015, S. 7–38. Zur historiografischen Relativierung der Zäsur von 1989 
vgl. Jennifer L. Allen, Against the 1989–1990 Ending Myth, in: Central European History 52 
(2019), S. 125–147. 

2	 Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (künftig: BStU), MfS, HVA/1360, Bl. 3-24, Jörg Villain, 
Der Historikerstreit – Wissenschaft, Politik und Ideologie nach der „Wende“ in der BRD, un-
datiert (ca. Ende 1988), Bl. 4 (auch zu finden im Abdruck des Dokuments ab S. 276, hier  
S. 276)

3	 Vgl. „Historikerstreit“. Die Dokumentation der Kontroverse um die Einzigartigkeit der natio-
nalsozialistischen Judenvernichtung, München 31987. Einen guten Überblick bieten Klaus 
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keine einzige Frau), Philosophen, Politologen und Publizisten in dieser Kontro-
verse Stellung, so dass er rückblickend nicht nur als ein fachwissenschaftlicher, 
sondern als weit darüber hinausreichender politischer Konflikt „um die Reprä-
sentationsfunktion der Geschichtswissenschaft“4 gesehen wird. Für die meisten 
Analys-ten endete er mit dem „klaren Sieg“ und der „deutlichen Aufwertung jener 
Argumentation, die die Singularität der nationalsozialistischen Vernichtungspoli-
tik betonte“.5 In einer „eigentümlichen Verkehrung früherer Verhältnisse“ hätten 
gerade Konservative aus den „Peinlichkeiten der gescheiterten Versuche einer 
‚Normalisierung‘ der Vergangenheit“ gelernt und in den 1990er Jahren zu einer 
„Praxis des offenen [...] Bekenntnisses zu den deutschen Schandtaten“ gefun-
den.6 Langfristig wird die Auseinandersetzung als Anstoß für einen „Paradigmen-
wechsel in der akademischen, bald aber auch öffentlichen Debatte über die Ge-
schichte des NS-Regimes“ gesehen, der es einem Großteil der Bevölkerung 
ermöglichte, „die nationalsozialistische Massenmordpolitik nicht nur im Kontext 
der Nachfolge, als Deutsche, zu betrachten, sondern sich zugleich davon zu dis-
tanzieren und auch um die Opfer zu trauern“.7 

In den einschlägigen Untersuchungen wird der Streit bisher fast immer als rein 
westdeutsche Episode behandelt; nur selten und dann auch nur kurz wird auf 
dessen Resonanz in der DDR eingegangen.8 Selbst in jüngeren Arbeiten, in denen 
die Debatte als „wichtige Etappe auf dem Weg der deutschen Nationswerdung“ 
gedeutet wird, spielt die ostdeutsche Dimension keine nennenswerte Rolle.9 
Wenn behauptet wird, dass die Kontrahenten in diesem „dezidiert westdeutsche[n] 

Große Kracht, Die zankende Zunft. Historische Kontroversen in Deutschland nach 1945, Göt-
tingen 2005, S. 91–114, und Charles S. Maier, Die Gegenwart der Vergangenheit. Geschichte 
und nationale Identität der Deutschen, Frankfurt a. M. 1992. Für eine jüngere Sicht auf die 
Kontroverse als „very German affair“ vgl. Philipp Stelzel, History After Hitler. A Transatlantic 
Enterprise, Philadelphia 2019, S. 159–161.

4	 Große Kracht, Zankende Zunft, S. 114. 
5	 Aleida Assmann/Ute Frevert, Geschichtsvergessenheit – Geschichtsversessenheit. Vom Um-

gang mit deutschen Vergangenheiten nach 1945, Stuttgart 1999, S. 261 (Frevert).
6	 Norbert Frei, 1945 und wir. Das Dritte Reich im Bewußtsein der Deutschen, München 2005, 

S. 54 f.
7	 Ulrich Herbert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, München 2014, S. 1022.
8	 Vgl. Gerrit Dworok, „Historikerstreit“ und Nationswerdung. Ursprünge und Deutung eines 

bundesrepublikanischen Konflikts, Köln/Weimar/Wien 2015, S. 20–40; Katrin Hammer-
stein, Gemeinsame Vergangenheit – getrennte Erinnerung? Der Nationalsozialismus in Ge-
dächtnisdiskursen und Identitätskonstruktionen von Bundesrepublik Deutschland, DDR 
und Österreich, Göttingen, S. 316–320, und Joachim Käppner, Erstarrte Geschichte. Faschis-
mus und Holocaust im Spiegel der Geschichtswissenschaft und Geschichtspropaganda der 
DDR, Hamburg 1999, S. 230 f. Käppner argumentierte, dass die DDR-Historiker, die den Ho-
locaust jahrzehntelang gerade nicht in seiner Einmaligkeit anerkannt hatten, Nolte viel nä-
herstanden als dessen Kritikern. Eine Ausnahme ist ein (zeitgenössischer) Aufsatz von Gernot 
Erler, Ohne Rücksicht auf Verluste. Der deutsche „Historikerstreit“ im Spiegel des Auslands, 
in: Ders., Geschichtswende? Entsorgungsversuche zur deutschen Geschichte, Freiburg im 
Breisgau 1987, S. 116–127, hier S. 122–127. 

9	 Dworok, Historikerstreit, S. 445; auf S. 56 f. finden sich einige kursorische Bemerkungen zu 
Reaktionen von DDR-Historikern und Intellektuellen. 
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Konflikt“ die DDR „sträflich vernachlässigt“10 hätten, dann zeigt eine auf die 
deutsch-deutsche Dimension fokussierte Perspektive jedoch, dass der andere 
deutsche Staat in dieser Auseinandersetzung durchaus eine Rolle spielte, und 
zwar eine paradoxe, nämlich zugleich marginale und zentrale Rolle: Entweder 
blieben die Ostdeutschen aus „kulturnationaler“ Perspektive als Opfer einer zwei-
ten Diktatur von der Herausforderung verschont, sich über die Verortung des Na-
tionalsozialismus Gedanken machen zu müssen, oder der SED-Staat wurde wegen 
der ungleich skrupelloseren Vereinnahmung der Geschichte kritisiert und ver-
achtet (und mitunter auch bewundert). 

II. Geteilte „Anklagen“: Deutsch-deutsche Bezugnahmen 

Die Wahrnehmung der Ostdeutschen als besonders von den Folgen der Welt-
kriegsepoche betroffene Opfer der Geschichte hatte in der Bundesrepublik eine 
gewisse Tradition. Das lässt sich etwa am Gedenken zum 17. Juni 1953 ablesen, 
das in den 1970er Jahren stark abgeflaut war und von der Regierung Kohl 1983 
wiederbelebt wurde.11 Die Protagonisten des Historikerstreits verwiesen jedoch 
quer durch alle politischen Lager mehr oder weniger explizit auf die Lebenssitu-
ation der DDR-Bevölkerung. So wehrte sich Michael Stürmer gegen den Vorwurf 
von Jürgen Habermas, er wärme mit dem Insistieren auf eine sinnstiftende Funk-
tion von Geschichte die „nationale Frage“ auf. Habermas verwechsle die nationale 
mit der „deutschen Frage, die ich nicht erfunden habe und die in der Tat heute 
vielfach gestellt“ werde. Dies habe mit „Geopolitik nichts zu tun, wohl aber mit 
dem wirtschaftlichen, geistigen und strategischen Bindungsgefüge Europas in 
Geschichte und Gegenwart“.12 In ähnlicher Weise thematisierte der Philosoph 
Helmut Fleischer die unfreien Verhältnisse im Osten. Zu Recht verteidige Haber-
mas ein im Westen gereiftes „ziviles Ethos“ als Zeichen einer glaubhaften Distan-
zierung von der Gewaltgeschichte des Zeitalters der Extreme. Auch wenn die „Bil-
dungskräfte einer zivilen Gesellschaft [...] im 20. Jahrhundert noch einmal einen 
furchtbaren Rückschlag erlitten“ haben und „auch jetzt noch lange nicht ‚über 
den Berg‘“ sind, gebe es inzwischen eine „tragfähige Mehrheitsbasis“ gegen das 
„Ethos der archaisch-modernen Kriegergesellschaft“. Mit Blick auf die zwar müh-
same, aber insgesamt gelungene Demokratisierung in der Bundesrepublik wie 
auf die autoritären Systeme in der DDR und in Osteuropa erinnerte Fleischer da-
ran, dass diese Gewaltgeschichte „in der Tat noch nicht vergangen, sondern noch 

10	 „Die ‚Historikerstreiter‘ konstruierten ihre Vergangenheit“. Interview mit Gerrit Dworok 
über den „Historikerstreit“; www.lisa.gerda-henkel-stiftung.de/historikerstreit [15.10.2019].

11	 Vgl. Edgar Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik Deutschland. Der Weg zur 
bundesrepublikanischen Erinnerung 1948–1990, Darmstadt 1999, S. 65–85 und S. 325–335.

12	 Michael Stürmer, Leserbrief an die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, 16. August 1986, 
und Jürgen Habermas, Eine Art Schadensabwicklung. Die apologetischen Tendenzen in 
der deutschen Zeitgeschichtsschreibung, beide in: Historikerstreit, S. 98 f. (hier S. 98) und  
S. 62–76, hier S. 62 f.
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Gegenwart ist“.13 Er transponierte damit Noltes Rede von der „Vergangenheit, die 
nicht vergehen will“ auf die Lebenswirklichkeit der von der Sowjetunion kontrol-
lierten osteuropäischen Gesellschaften.  

Am nachdrücklichsten thematisierten linksliberale Historiker wie Hans 
Mommsen und Heinrich August Winkler das Schicksal der Ostdeutschen und ver-
banden dies zugleich mit einer Kritik an der Deutschlandpolitik und dem Ge-
schichtsverständnis der „politischen Rechten“. Die Lebenslage der DDR-Bürger 
rufe unter Bundesbürgern nur noch schwache Gefühle der Verbundenheit her-
vor, und die „nationale Solidarität“ sei längst „ausgehöhlt“, schrieb Mommsen in 
einem ersten Beitrag zur Debatte. Er hielt dies für eine direkte Folge der jahr-
zehntelangen „Pauschalablehnung der DDR“ und der Instrumentalisierung des 
„Wiedervereinigungsanspruchs“ durch die Konservativen.14 Noch weiter ging 
Winkler in seiner Kritik: Mit den aus seiner Sicht von Kanzleramt, Frankfurter All-
gemeine Zeitung (FAZ) und „einige[n] deutsche[n] Historiker[n]“ orchestrierten 
Versuchen, den „steinernen Gast“ NS-Vergangenheit loszuwerden, sollte erreicht 
werden, dass „das Deutschland Helmut Kohls fortan trotz Auschwitz wieder unge-
brochen nationalen Stolz empfinden“ kann. Für Winkler zählte zu den „tieferen 
Gründe[n] der nationalapologetischen Welle“ der „Ruf nach der Wiedervereini-
gung Deutschlands“, der seit einiger Zeit lauter töne „als jemals zuvor seit den 
fünfziger Jahren“. Und selbst wenn kaum jemand dieses Ziel für erreichbar halte, 
sei es doch „wichtig“, dass „seine Beschwörung nationales Selbstgefühl heben 
hilft“. Angesichts der Rolle Deutschlands in zwei Weltkriegen könne man jedoch 
„ein neues Deutsches Reich, einen souveränen Nationalstaat, nicht mehr wollen“. 
Vielmehr gab es Winkler zufolge nur die Pflicht zur Solidarität mit den Opfern 
„deutscher Selbstüberhebung“, vor allem Juden und Polen, sowie zur 
„nationale[n] Solidarität mit den Deutschen in der DDR, die an der Last der deut-
schen Geschichte bis heute ungleich schwerer zu tragen haben als die Bürger der 
Bundesrepublik“.15

Blieben die Menschen in der DDR einerseits infolge dieser Solidarisierungen 
gewissermaßen ausgeschlossen vom Streit um den Ort des Nationalsozialismus 
und seiner Verbrechen in der deutschen Geschichte,  so stand die SED anderer-
seits wegen ihrer offen ideologisch ausgerichteten und zunehmend auf das ge-
samte historische Erbe zugeschnittenen Geschichtspolitik im Zentrum des Dis-
puts. Auch diese Sicht hatte Tradition. Ernst Nolte, der die Weltgeschichte 
hegelianisch als Kampf zwischen guten, individualistischen und bösen, kollekti-
vistischen Gesellschaftsentwürfen verstand, hatte bereits 1980 darauf verwiesen, 
dass der in der DDR als „Sieg über den Faschismus“ gedeutete Untergang des 
„Dritten Reiches […]  als staatstragender Geschichtsmythos“ eine „positive Leben-

13	 Helmut Fleischer, Die Moral der Geschichte. Zum Disput über die Vergangenheit, die nicht 
vergehen will, in: Ebenda, S. 123–131, hier S. 130.

14	 Hans Mommsen, Suche nach der „verlorenen Geschichte“? Bemerkungen zum historischen 
Selbstverständnis der Bundesrepublik, in: Ebenda, S. 156–173, hier S. 160 f.

15	 Heinrich August Winkler, Auf ewig in Hitlers Schatten? Zum Streit über das Geschichtsbild 
der Deutschen, in: Ebenda, S. 256–263, hier S. 256 f. und S. 262 f.
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digkeit“ erhalten habe. Im Gegensatz dazu beziehe man sich in der Bundesrepu-
blik noch immer ausschließlich auf die „negative Lebendigkeit“ des Nationalsozi-
alismus. Mehr noch, die seit der Ära der Détente an Einfluss verlierende 
Totalitarismustheorie und der Vietnam-Krieg hätten dazu geführt, dass die „neo-
marxistische […] These von der Endursächlichkeit des kapitalistischen Systems“ 
beträchtlich gestärkt worden sei: Unversehens scheine nur noch der Westen „als 
Gegenstand der Anklage übrigzubleiben“.16 

Umsichtiger in der Argumentation, aber ganz ähnlich geschichtspolitisch mo-
tiviert, zog auch Hagen Schulze Konsequenzen aus der sich wieder intensivie-
renden innerdeutschen Systemkonkurrenz. Historiker müssten sich der Tatsache 
stellen, dass „an die Geschichtswissenschaft zunehmend Erwartungen politisch-
legitimierender Art gestellt werden“. Auch wenn jeder die von Max Weber aufge-
zeigten „Gefahren, die mit dem Auftreten der ‚Katheder-Propheten‘ verbunden 
sind“, kenne, müsse die „Frage nach der politischen Verantwortung des Histori-
kers“ diskutiert werden. Diese bestand für Schulze vor allem darin, sich intensiver 
mit den „historischen Entwicklungsbedingungen“ der deutschen Nationsbildung 
zu befassen und so einen konstruktiven Beitrag zum Diskurs über die „nationale 
Identität“ der bundesdeutschen Gesellschaft zu leisten. Anders als die DDR dürfe 
man die „Teilhabe“ an und damit „Identität mit der gesamten deutschen Ge-
schichte“ nicht leugnen, denn die „notwendige Verbindung zwischen Nationalso-
zialismus und der Gegenwart“ verlaufe gerade über die „kollektive Vergewisse-
rung nationaler Identität“. Zudem sei in der Bundesrepublik der „Pluralismus der 
Deutungen“ gesichert und ein von Habermas befürchtetes „vereinheitlichtes und 
regierungsfrommes Geschichtsbild gar nicht möglich“.17

Schließlich brachte Andreas Hillgruber die DDR wiederholt als geschichtspoli-
tischen Konkurrenten ins Spiel. Schon seit Längerem verwies er auf die Stringenz, 
mit der die SED historische Großprojekte wie den Sechsbänder „Deutschland im 
zweiten Weltkrieg“ generalstabsmäßig umsetzte.18 Im Streit mit seinen Kritikern 
1986 verwies Hillgruber unter anderem auf das (seit 1952 im Zeughaus errichtete) 
Ost-Berliner Museum für Deutsche Geschichte, zu dem es im Westen seinerzeit 
noch kein Pendant gab – erst 1987 wurde die Stiftung Deutsches Historisches Mu-
seum gegründet, das perspektivisch in West-Berlin errichtet werden sollte. Es sei 
„nicht nur im Blick auf dieses Ost-Berliner Museum“ eine „legitime Aufgabe“, 
konstatierte Hillgruber im Oktober 1986, auch in der Bundesrepublik in einem 
Nationalmuseum „den wechselvollen Weg der deutschen Geschichte seit dem 
Mittelalter […] den Besuchern darzulegen und ihnen dabei den geschichtlichen 

16	 Ernst Nolte, Zwischen Geschichtslegende und Revisionismus? Das Ditte Reich im Blickwin-
kel des Jahres 1980, in: Ebenda, S. 13–35, hier S. 16–19.

17	 Hagen Schulze, Fragen, die wir stellen müssen. Keine historische Haftung ohne nationale 
Identität, in: Ebenda, S. 143–150, hier S. 146–148.

18	 Vgl. Andreas Hillgruber, „Deutschland im zweiten Weltkrieg“. Anmerkungen zu einem Stan-
dardwerk der DDR-Geschichtsschreibung, in: Historische Zeitschrift 223 (1976), S. 358–372, 
und ders., Rezension zu Dietrich Eichholtz: Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 
1939–1945. Band I: 1939–1941, Berlin (Ost) 1969, in: Historische Zeitschrift 211 (1970),  
S. 443–445.
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Ort der Bundesrepublik Deutschland zu demonstrieren“.19 Zeitgleich nahm die 
1982 von Helmut Kohl lancierte Idee, in Bonn ein Haus der Geschichte der Bun-
desrepublik zu errichten (nicht zuletzt damit die jungen Besucher der Hauptstadt 
– die „Turnschuhgeneration“ –  nach der Besichtigung des Bundestags nicht län-
ger „ziellos herumirren“20 müssten), just im Jahr des Historikerstreits konkretere 
Gestalt an. Hillgruber befürchtete mit Blick auf die Konzeption des Hauses je-
doch, dass „die Einheit der deutschen Nation in einem ausschließlich auf die 
Bundesrepublik ausgerichteten Museum zu verschwinden drohe“.21

Die DDR war also als geschichts- und identitätspolitische Kontrastfolie allge-
genwärtig, und gerade rechtsliberale und konservative Historiker beharrten da-
rauf, diese Herausforderung ernst zu nehmen. Am nachdrücklichsten tat dies 
Michael Stürmer in seinem noch vor Noltes hoch umstrittenem Beitrag im April 
1986 veröffentlichten Essay über „Geschichte in geschichtslosem Land“. Würden 
die Deutschen auch in Zukunft ihr Land im Wertebund des Westens verankert 
sehen? Vieles spreche dafür, aber sicher könne man nicht sein – schon deshalb 
nicht, weil die SPD im Umkreis des Gedenkens an den 40. Jahrestag des Kriegsen-
des im Jahr zuvor erneut die „Gespenster der Vergangenheit“ beschworen habe: 
den Antifaschismus samt der „Legende vom edlen Wollen der Kommunisten“ 
und vom „Segen der Volksfront“.22 Stürmers Kritik gipfelte in dem Vorwurf, den 
Sozialdemokraten sei der „Kampf gegen die gesellschaftlichen Grundlagen des 
Faschismus in der Bundesrepublik als politische Hauptaufgabe von ihren Vorden-
kern zugewiesen“ worden. Die antifaschistische Grundhaltung der „Partei Kurt 
Schumachers“ sei in Wirklichkeit ein Ausdruck von „Geschichtslosigkeit“, und er 
vermutete dahinter „verborgene Gedanken über die Zukunft“.23 Im Klartext un-

19	 Andreas Hillgruber, Für die Forschung gibt es kein Frageverbot, in: Historikerstreit, S. 232–242, 
hier S. 237 f.

20	 Zit. nach Hans-Peter Schwarz, Helmut Kohl. Eine politische Biographie, München 2012,  
S. 374 f.

21	 Zit. nach Dieter Blumenwitz, Möglichkeiten des Umgangs mit der Geschichte. Zur Eröffnung 
des Hauses der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in Bonn, in: Zeitschrift für Po-
litik 41 (1994), S. 435–437, hier S. 436. Vgl. auch Hillgruber, Forschung, in: Historikerstreit, 
S. 237. Zur Konzeption vgl. Wolfrum, Geschichtspolitik, S. 337, Anm. 99; Wolfrum zitierte 
aus „Lothar Gall, Klaus Hildebrand, Ulrich Löber und Horst Möller, Überlegungen und Vor-
schläge zur Einrichtung eines ,Hauses der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland‘, 
Gutachten der Sachverständigenkommission, 1983“. Neben anderen war auch Hillgruber 
von Kohl eingeladen worden, das Gutachten zu kommentieren; vgl. Sabine Moller, Die Ent-
konkretisierung der NS-Herrschaft in der Ära Kohl. Die Neue Wache, das Denkmal für die 
ermordeten Juden Europas, das Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, 
Hannover 1998, S. 83, Anm. 11.

22	 Michael Stürmer, Geschichte in geschichtslosem Land, in: Historikerstreit, S. 36–39, hier S. 38.
23	 Ebenda. Stürmer bezog sich hier auf das „Nürnberger Manifest“ des SPD-Parteivorstands, 

in dem es hieß: „In ihm [Staat des Grundgesetzes] arbeiten wir für den demokratischen 
Sozialismus und damit dafür, dem Faschismus die gesellschaftliche Grundlage zu ent-
ziehen.“ SPD-Pressemitteilung Nr. 245 vom 30.4.1985; library.fes.de/cgi-bin/digibert.
pl?id=017546&dok=33/017546 [29.1.2020]. Vgl. auch Frankfurter Rundschau vom 7.5.1985: 
„Das Nürnberger Manifest“. Zur Einordnung vgl. Kristina Meyer, Die SPD und die NS-Vergan-
genheit 1945–1990, Göttingen 2015, S. 467. 
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terstellte Stürmer der SPD, sie strebe die Abschaffung der demokratischen Grund-
ordnung an. 

Da die politischen Frontlinien der Kontroverse entlang rein bundesrepublika-
nischer Lagergrenzen verliefen,24 wurden jedoch tatsächlich problematische 
deutsch-deutsche Parallelen oder gar Konvergenzen, wie die zwar unterschiedlich 
motivierten, aber doch vergleichbaren Forderungen nach einem Schlussstrich 
oder die seit der sogenannten Preußen-Renaissance Ende der 1970er Jahre zu be-
obachtende Renationalisierung beider Geschichtskulturen, nur punktuell thema-
tisiert.25 Derartige Zusammenhänge wurden in anderen Foren problematisiert, 
etwa von Jürgen Kocka im März 1987 auf der Tagung „Erben deutscher Geschich-
te“ und damit eher am Rande beziehungsweise schon im Nachgang der großen 
Kontroverse. Kocka konfrontierte die aus der DDR angereisten Historiker mit der 
Frage nach dem dortigen Stand der Diskussion um den historischen Ort des Nati-
onalsozialismus in der deutschen Geschichte: „Hat man in der DDR dieses Einord-
nungsproblem gelöst, oder hat dort der anstehende Historikerstreit nur noch 
nicht stattgefunden?“26

Allen sich aus dem Systemkonflikt ergebenden Forderungen nach einer ak-
tiveren Beteiligung von Historikern an der historisch-nationalen Bewusstseinsbil-
dung hatte Martin Broszat jedoch bereits im Oktober 1986 die „Kernfrage[n]“ der 
gesamten Auseinandersetzung entgegengeworfen: 

„Wie verhält sich die neumodische Klage über den Verlust der Geschichte und 
das Verlangen nach Identitätsstiftung […] zum kritisch-aufklärerischen Zug, der 
sich nach 1945 in der historischen Wissenschaft der Bundesrepublik herausge-
bildet hat, aufgrund leidvoller Erfahrungen mit politischer Inszenierung von 

24	 Vgl. Steffen Kailitz, Die politische Deutungskultur im Spiegel des „Historikerstreits“. What’s 
right? What’s left?, Wiesbaden 2001, und ders. (Hrsg.), Die Gegenwart der Vergangenheit. 
Der „Historikerstreit“ und die deutsche Geschichtspolitik, Wiesbaden 2008.

25	 So insistierte zum Beispiel Karl Dietrich Bracher, dass „jenen Ideologien und Diktaturen, die 
das Furchtbare erst möglich machen, durch Vergleiche nichts von ihrer jeweils ‚singulären‘ 
Unmenschlichkeit genommen wird. Weder eine nationale, noch eine sozialistische Apologe-
tik ist darauf zu stützen“; Karl Dietrich Bracher, Leserbrief an die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung“, 6. September 1986, in: Historikerstreit, S. 113 f., hier S. 113 f.

26	 Jürgen Kocka, Prinzipielle Unterschiede – gemeinsame Probleme, in: Susanne Miller/Malte 
Ristau (Hrsg.), Erben deutscher Geschichte. DDR – BRD: Protokolle einer historischen Be-
gegnung, Reinbek bei Hamburg 1988, S. 26–32, hier S. 28. Walter Schmidt antwortete mit 
einer Gegenfrage: Wenn die Geschichtswissenschaft in der BRD so politikfern sei, warum 
reflektiere die westdeutsche Geschichtswissenschaft dann „dennoch gesellschaftspolitische 
Grundtendenzen und Trendwenden überaus deutlich“? (Disput, in: Ebenda, S. 57–87, hier 
S. 59). Der Akademie-Historiker Gustav Seeber behauptete, dass es diese „radikale Abrech-
nung“ in der DDR bereits unmittelbar nach 1945 gegeben habe (Ebenda, S. 63). Auf Paralle-
len zwischen dem Revisionismus westdeutscher Konservativer und entsprechenden Tenden-
zen in der aktuellen SED-Geschichtspolitik verwiesen u. a. Bernd Faulenbach (Kernfragen 
des deutschen geschichtlichen Bewußtseins, in: Ebenda, S. 41–48, hier S. 42 f.) und Freimut 
Duve (Disput, in: Ebenda, S. 71). Der am Institut für Marxismus-Leninismus beschäftigte 
Walter Wimmer hielt diese Parallelen nicht für problematisch; überall hätten Menschen ein 
Bedürfnis nach Geschichte (Ebenda, S. 73). 
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Geschichte? Welches neue Verhältnis von Historisierung und moralischer Sensi-
bilität ergibt sich für den Historiker 40 Jahre nach Hitler bei der Betrachtung der 
NS-Zeit? Und machen die immer wieder strapazierte nationale Frage sowie das 
Bedürfnis, die Pflege der nationalen Geschichte nicht der DDR allein zu über-
lassen, nicht allmählich blind für das Postulat des Verfassungspatriotismus, über 
dessen Vorrangigkeit man sich bisher weitgehend einig war?“27 

Dieser Fragenkatalog resümiert eindrücklich, warum der Streit über das Verhält-
nis von Geschichtswissenschaft und Politik nicht nur die historische Zunft aufrüt-
telte, sondern viel weitere Kreise zog und in der politischen Kultur der Bundesre-
publik tiefe Spuren hinterließ. 

III. Routinierte Empörung: Reaktionen in der DDR 

Wie Broszats Fragen in der DDR aufgenommen wurden, ist nicht überliefert. Die 
Beiträge von Nolte und Stürmer wurden völlig erwartbar als antikommunistischer 
Großangriff gedeutet, wenn sie auch nicht in einer Weise für eine ausgewachsene 
Gegenkampagne ausgenutzt wurden, wie man es aus anderen Zusammenhängen 
gewohnt war und daher hätte erwarten können.28 Die Kontroverse wurde von zwei 
größeren geschichtskulturellen beziehungsweise -politischen Verschiebungen in 
beiden Deutschlands umrahmt: der Öffnung hin zu den „positiven“ Aspekten der 
deutschen Geschichte („Preußen-Renaissance“) einerseits und einer – im Westen 
deutlich früher und fundierter einsetzende – Auseinandersetzung mit dem Holo-
caust andererseits.29 Dazwischen lag 1985 das Gedenken zum 40. Jahrestag des 
Kriegsendes, in dessen Verlauf nicht nur anhaltende Unterschiede, sondern auch 
„spiegelbildliche“ Bezüge und Resonanzen sichtbar wurden.30 Die Rolle der DDR 
und die dortigen Reaktionen auf den Historikerstreit sind somit nicht nur von 
Interesse, weil sie zu dessen Geschichte genuin dazugehören, sondern weil sie 

27	 Martin Broszat, Wo sich die Geister scheiden. Die Beschwörung der Geschichte taugt nicht 
als nationaler Religionsersatz, in: Historikerstreit, S. 189–195, hier S. 189 f.

28	 Vgl. Annette Weinke, Die Verfolgung von NS-Tätern im geteilten Deutschland. Vergangen-
heitsbewältigung 1949–1969 oder: Eine deutsch-deutsche Beziehungsgeschichte im Kalten 
Krieg, Paderborn u. a. 2002.

29	 Vgl. Edgar Wolfrum, Die Preußen-Renaissance. Geschichtspolitik im deutsch-deutschen 
Konflikt, in: Martin Sabrow (Hrsg.), Verwaltete Vergangenheit. Geschichtskultur und Herr-
schaftslegitimation in der DDR, Leipzig 1997, S. 145–166, und André Keil, The Preußenre-
naissance Revisited. German-German Entanglements, the Media and the Politics of History 
in the late German Democratic Republic, in: German History 34 (2016), S. 258–278. Verglei-
chend zum Umgang mit dem Holocaust Jeffrey Herf, Divided Memory. The Nazi Past in the 
Two Germanys, Cambridge 1997, und Mark A. Wolfgram, „Getting History Right“. East and 
West German Collective Memories of the Holocaust and War, Lewisburg 2013.

30	 Vgl. Hammerstein, Gemeinsame Vergangenheit, S. 209–274 und S. 491 f., Zitat S. 491. Zur 
Einordnung vgl. Maubach/Morina, Historiographiegeschichte, in:  Maubach/Morina 
(Hrsg.), 20. Jahrhundert, S. 28 f.; Jan-Holger Kirsch, „Wir haben aus der Geschichte gelernt“. 
Der 8. Mai als politischer Gedenktag in Deutschland, Potsdam 2015, S. 140–149; Herf, Divi-
ded Memory, S. 350–365, und Christina Morina, Legacies of Stalingrad. Remembering the 
Eastern Front in Germany since 1945, Cambridge 2011, S. 188–192 und S. 224–230.
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darüber hinaus auf einige zentrale Aspekte der politischen und Geschichtskultur 
im anderen Deutschland verweisen. 

Anfang 1994 stand Kurt Pätzold noch einmal in einem Hörsaal der Berliner 
Humboldt-Universität. Er galt bis 1989 als der Faschismus-Experte der DDR und 
war nach dem Umbruch wegen politischer Repressalien gegen Studierende ent-
lassen worden.31 Im Rahmen einer Ringvorlesung war er eingeladen worden, ei-
nen Vortrag über den Historikerstreit zu halten. Auf die Frage nach dem Umgang 
mit der Kontroverse in der DDR antwortete er in der anschließenden Diskussion: 
„An der Uni konnte man ausführlich über Dinge reden, über die man keine Zeile 
publizieren konnte.“32 Beide Teile dieser Aussage entsprachen nicht der Wahr-
heit. Der Referent hatte gerade wegen seines rigorosen Umgangs mit Studieren-
den, die „Dinge“ anders sahen als er, seine Professur verloren. Zudem konnte sehr 
wohl zum Historikerstreit publiziert werden – sowohl in der DDR als auch in west-
lichen Medien. Es gab darüber hinaus auch vereinzelt öffentliche Veranstaltungen 
zu diesem Thema, nur dass Pätzold (aus welchen Gründen auch immer) daran 
nicht beteiligt war.33 Vielmehr übernahmen das vor allem außeruniversitär be-
schäftigte Historiker wie Gerhard Lozek – Akademie für Gesellschaftswissenschaf-
ten beim Zentralkomitee (ZK) der SED – und Kurt Gossweiler – Akademie der 
Wissenschaften der DDR –, die beispielsweise an einem Abend im April 1988 auf 
Einladung der Urania („Gesellschaft zur Verbreitung wissenschaftlicher Kennt-
nisse“) in der Ost-Berliner Stadtbibliothek über das Thema „Historikerstreit: 
Deutscher Faschismus in der Sicht bürgerlicher Historiker“34 sprachen.

Zeitungsleser in der DDR wurden, sofern sie nicht ohnehin Westfernsehen und 
-radio sahen beziehungsweise hörten, durchaus von der Presse über die Kontro-
verse informiert, wenn auch relativ spät und spärlich. Das Neue Deutschland (ND) 
widmete sich ihr erstmals indirekt im Januar 1987 im Zusammenhang mit Kohls 
umstrittenen Äußerungen über politische Häftlinge in den „Gefängnissen und 
Konzentrationslagern“ der DDR. Zwei Wochen vor der anstehenden Bundestags-
wahl zitierte das ND ausführlich Beispiele für die Empörung, die diese erneuten 
„Attacken“ unter Kritikern in der Bundesrepublik und im Ausland auslösten (u. a. 
Die Zeit, Humanité, Auschwitz-Komitee, Vereinigung der Verfolgten des Nazire-

31	 Vgl. Rainer Eckert/Mechthild Günther/Stefan Wolle, „Klassengegner gelungen einzudrin-
gen… “ Fallstudie zur Anatomie politischer Verfolgungskampagnen am Beispiel der Sektion 
Geschichte der Humboldt-Universität zu Berlin in den Jahren 1968 bis 1972, in: Jahrbuch 
für Historische Kommunismusforschung 1 (1993), S. 197–225, und Konrad H. Jarausch, 
Das Ringen um Erneuerung 1985–2000, in: Ders./Matthias Middell/Annette Vogt (Hrsg.), 
Sozialistisches Experiment und Erneuerung in der Demokratie. Die Humboldt-Universität 
zu Berlin 1945–2010 (= Geschichte der Universität Unter den Linden 1810–2010, Bd. 3), 
Berlin 2013, S. 555–690, hier S. 585–614 und S. 636–646.

32	 Zit. nach Tagesspiegel vom 10.2.1994: „Zeitgeschichte unter den Linden“.
33	 So etwa im Rahmen der Tagung „Neues Denken und Friedensverantwortung von Christen in 

Ost und West“, auf der Peter Heilmann, Studienleiter der Evangelischen Akademie und – wie 
sich später herausstellte – Inoffizieller Mitarbeiter (IM) der HV A des MfS („Adrian Pepper-
korn II“), über den Historikerstreit referierte; vgl. Neue Zeit vom 26.9.1987: „Konsequent als 
Kirche im Sozialismus leben“.

34	 Vgl. Berliner Zeitung vom 31.3.1988: Veranstaltungshinweis. 
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gimes). Im Ausland verbreite sich die Sorge, dass führende Politiker der Bundes-
republik, allen voran der Kanzler, augenscheinlich nicht der Versuchung wider-
stehen könnten, in die „nationalsozialistischen Instinkte rechter Deutscher 
einzuhaken“. Es herrsche eine „Stimmung der ‚Restauration‘ und eine[...] Nei-
gung, die Hitler-Zeit zu bagatellisieren“; die 1982 eingeleitete „Wende“ solle nun 
offenbar auch „außenpolitisch durchschlagen“.35 

Im März 1987 erschien in der populären Wochenpost unter dem Titel „Vergan-
genheit, die nie vergeht“36 ein eineinhalbseitiger Artikel von Gerhard Lozek und 
Rolf Richter, die beide am Institut für die Geschichte der Arbeiterbewegung der 
Akademie für Gesellschaftswissenschaften des ZK der SED arbeiteten. Wahr-
scheinlich stellt dieser Text den ausführlichsten Bericht über die Kontroverse au-
ßerhalb fachwissenschaftlicher Publikationen in der DDR dar. Die beiden Histori-
ker rekonstruierten deren Verlauf in relativ sachlichem Ton und zitierten sowohl 
die vermeintlichen Vertreter der „neuen Auschwitz-Lüge“ (und übernahmen da-
mit eine Formulierung von Rudolf Augstein, ohne diesen zu nennen) als auch die 
Kritiker dieser „Vergewaltigung der Geschichte“. Männer wie Jürgen Habermas, 
Hans Mommsen und Eberhard Jäckel hätten eine „starke Gegenfront“ eröffnet. 
Der Artikel hob besonders die im Westen geäußerte Kritik am Antikommunismus 
hervor: „Einige Wissenschaftler verweisen auf absurde und unhaltbare antikom-
munistische Konstruktionen. Die Weitsichtigsten treten für den Abbau antikom-
munistischer Feinbilder ein und plädieren für eine größere Aufmerksamkeit ge-
genüber den gesellschaftlichen Grundlagen der Judenvernichtung“. Hinsichtlich 
der Frage der Singularität des nationalsozialistischen Massenmords an den Juden 
wurde Jäckel zwar prominent mit dem Untertitel seines Zeit-Artikels „Das Einma-
lige der nationalsozialistischen Verbrechen läßt sich nicht leugnen“ zitiert. Doch 
zugleich verwischten die Autoren, wie in der DDR-Geschichtsschreibung üblich,37 
den besonderen Status der gegen Juden gerichteten NS-Vernichtungspolitik, etwa 
wenn sie schrieben: Der „fabrikmäßig betriebene Massenmord im KZ Auschwitz“ 
habe „vier Millionen Menschen, vor allem Juden, Polen und Sowjetbürger“, das 
Leben gekostet. Das Primat des Antifaschismus beherrschte selbst die Wahrneh-
mung einer Debatte, deren Gravitationszentrum unstrittig der Holocaust war.38 

Der Wochenpost-Artikel endete wie viele zeithistorische Texte in der DDR mit 
der Behauptung, dass mit der Gründung des ostdeutschen Staats alle nötigen 
Lehren aus der Geschichte gezogen worden seien und dass von seinem von allen 

35	 Neues Deutschland vom 9.1.1987: „Verdrehen der Geschichte ist gefährlich“ und „Hinter 
den Äußerungen steckt Methode“. In der „Berliner Zeitung“ und der „Neuen Zeit“, beide 
vom 9.1.1987, finden sich fast wortgleiche Meldungen.

36	 Vgl. Wochenpost vom 20.3.1987: „Vergangenheit, die nie vergeht. Bemerkungen zum Histo-
rikerstreit in der BRD über den Faschismus“; hier auch die folgenden Zitate des Absatzes.

37	 Vgl. Käppner, Erstarrte Geschichte, S. 226–231, der darauf hinwies, dass Lozek noch weni-
ge Jahre zuvor von einer „Überhöhung“ der Judenverfolgung in der bundesdeutschen Ge-
schichtswissenschaft gesprochen hatte. Vgl. auch Thomas C. Fox, Stated Memory. East Ger-
many and the Holocaust, Rochester 1999.

38	 Vgl. Dan Diner, On the Ideology of Antifascism, in: New German Critique 67 (1996), S. 123–132: 
„The primacy of antifascism ultimately stripped Auschwitz of its core“ (S. 130).
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kapitalistischen Wurzeln befreiten Boden nur noch Frieden ausgehe. Der Antifa-
schismus sei ein „unabdingbares Element unseres sozialistischen Patriotismus“ 
und fest im „Massen- und Alltagsbewußtsein“ der DDR-Bürger verankert. Flan-
kiert wurde dies von der erwähnten Aussage Jäckels, einer Passage aus Habermas’ 
Zeit-Text vom Juli 1986 („Eine Art Schadensabwicklung“) und von einem Auszug 
aus einer Rede Erich Honeckers, gehalten am 6. Februar 1987 vor den 1. Sekre-
tären der SED-Kreisleitungen. Diese Rede war am 7./8. Februar 1987 auch im 
Neuen Deutschland abgedruckt worden, doch nur wenige Leserinnen und Leser 
werden durchschaut haben, dass sich der Staatsratsvorsitzende am Ende seiner 
neunseitigen Ausführungen auch auf den westdeutschen Historikerstreit bezog, 
wie es Lozek und Richter mit ihrer Zitation insinuierten. Anlass für Honeckers 
Einlassungen waren Kohls umstrittene KZ- und Goebbels-Vergleiche, die er als 
weitere Indizien einer Verharmlosung der NS-Verbrechen deutete. Deshalb erfor-
dere die

„ideologische Arbeit ständige Wachsamkeit, um das Eindringen antimarxis-
tischer, antisozialistischer bürgerlicher Ideologien zu verhindern. Nach wie vor 
gilt der Leninsche Grundsatz: bürgerliche oder sozialistische Ideologie. Ein 
Mittelding gibt es hier nicht. […] Es ist unverkennbar, daß die Gegner des Rüs-
tungsabbaus und der Entspannung, die Feinde des Sozialismus äußerste Anstren-
gungen unternehmen, um die Massen in den kapitalistischen Ländern im anti-
kommunistischen Sinne zu manipulieren und um in die sozialistischen Länder 
ideologisch einzudringen. Zu diesem Zweck wurde eine breite Kampagne über 
die angebliche Verletzung der Menschenrechte in den sozialistischen Ländern 
entfacht [...]. Alle Register der verlogenen Propaganda werden gezogen, um von den Ge-
brechen und Verbrechen des Imperialismus abzulenken und die Massen irrezuführen, alle 
längst von Motten zerfressenen nationalistischen und revanchistischen Fetzen hervorgeholt. 
Ihre Benutzer haben offensichtlich den Sinn für die geschichtliche Wahrheit und Realität 
verloren. Das Gefährliche ist nur, daß sie besonders bei Bürgern der BRD ein Geschichts-
bild formen, das die Verbrechen des Nazismus bagatellisiert und bewußt antisozialistische 
Instinkte weckt.“39

Man nehme diese Bedrohungen sehr ernst, resümierte Honecker, meinte aber 
auch, dass sie einer „defensiven Position entspringen“. In völliger Verzerrung der 
Realität kontrastierte er die vermeintlich desaströse Bilanz des Kapitalismus, für 
die unter anderem „Massenarbeitslosigkeit, Sozialabbau, Mietwucher, Obdachlo-
sigkeit, Rassismus“ den Beweis liefere, mit dem vermeintlichen Wohlstand und 
Frieden in der DDR: Nur hier, wo das Volk den „Reichtum der Heimat“ nicht nur 

39	 Neues Deutschland vom 7./8.2.1987: „Die Aufgaben der Parteiorganisationen bei der wei-
teren Verwirklichung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED“; Hervorhebung durch die 
Autorin. Der hier kursiv gesetzte Ausschnitt flankierte den Artikel in der Wochenpost vom 
20.3.1987: „Vergangenheit, die nie vergeht“.
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schaffe, sondern auch besitze, finde „Heimatliebe“ als ein wichtiges „Motiv staats-
bürgerlichen Verhaltens ihre vollständige Erfüllung“.40 

Auch die überschaubare Anzahl von Aufsätzen und Berichten, die das Thema 
zwischen 1987 und 1989 etwa in der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft aufgriffen, 
waren aus der Perspektive des antifaschistischen Triumphs verfasst. Obwohl man 
zur Geschichte der Judenverfolgung erst seit wenigen Jahren eigene Forschungen 
vorweisen konnte und die maßgeblichen Arbeiten von Kurt Pätzold teilweise stark 
an die funktionalistischen Thesen westdeutscher Historiker erinnerten, waren 
die Beiträge der DDR-Historiker trotzdem von einem hohen Selbstbewusstsein 
durchzogen. Sie spiegelten damit eine Entwicklung, die trotz – und zugleich wohl 
auch infolge – intensivierter Kontakte zwischen Ost und West im Verlauf der 
1980er Jahre in „einer klar(er) konturierten Eigenständigkeit beider Disziplinen“41 
mündete. Die Wortmeldungen aus der DDR enthielten dennoch kaum Gedan-
ken, die über die Zurückweisung eines neuen Revanchismus im Lager der North 
Atlantic Treaty Organization und ein Lob der aus SED-Sicht als „progressiv“ einge-
schätzten Historiker im Westen hinausgingen. Ihr Fokus lag noch weniger als in 
der Bundesrepublik auf historisch-empirischen Fragen bezüglich der NS-Ge-
schichte und noch viel nachdrücklicher auf der Deutung der Debatte als Ausweis 
eines nach wie vor virulenten Kalten Kriegs.42 

Alle diese Beiträge hinterlassen – unterhalb der routinierten Empörung – ei-
nen merkwürdig verklemmten Eindruck, wofür es vermutlich zwei Gründe gibt: 
Zum einen musste man sich einer Debatte stellen, in der neben dem Holocaust 
erstmals auch die unter Lenin und Stalin begangenen Verbrechen im Mittelpunkt 
standen. Diese wurden in der DDR bis zuletzt noch viel weniger thematisiert als in 
der sich unter Michail Gorbatschow öffnenden Sowjetunion. Folglich spricht ein 
deutliches Unbehagen aus jeder Zeile, die DDR-Historiker gegen die vermeint-
liche Diffamierung der Roten Armee als „Inkarnation des Bösen“ und Noltes „his-

40	 Neues Deutschland vom 7./8.2.1987: „Die Aufgaben der Parteiorganisationen bei der weite-
ren Verwirklichung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED“.

41	 Maubach/Morina, Historiographiegeschichte, in: Maubach/Morina (Hrsg.), 20. Jahrhun-
dert, S. 29. Vgl. Käppner, Erstarrte Geschichte, und Annette Leo, Zwei Arten, den Holocaust 
zu erklären. Dreizehn Fragmente über Hans Mommsen und Kurt Pätzold, in: Maubach/Mo-
rina (Hrsg.), 20. Jahrhundert, S. 246–283. 

42	 Vgl. Kurt Pätzold, Von Verlorenem, Gewonnenem und Erstrebtem oder: Wohin der ‚neue 
Revisionismus‘ steuert, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 31 (1986),  
S. 1452–1463; ders., Wo der Weg nach Auschwitz begann. Der deutsche Antisemitismus und 
der Massenmord an den europäischen Juden, in: Blätter für deutsche und internationale Po-
litik 32 (1987), S. 160–172; Gerhard Lozek, Der Streit geht weiter. Zum Versuch einer apo-
logetischen Revision des Faschismusbildes durch rechtskonservative Historiker der BRD, in: 
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 36 (1988), S. 5–12; Manfred Behrend, „Nationale Iden-
tität“ und Faschismusforschung in der BRD, in: Ebenda, S. 156 f.; Wolfgang Voigt, Zur „DDR-
Forschung“ in imperialistischen Ländern in den achtziger Jahren, in: Ebenda, S. 729 f., und 
Kurt Gossweiler, Die Aggressionen Nazideutschlands in Europa – Geschichte und Geschichts-
schreibung, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 37 (1989), S. 1104 f. Um eine breitere 
Einordnung bemühte sich die Konservatismus-Forschung um den Jenaer Philosophen Lud-
wig Elm, Konfrontative Kräfte im konservativen Lager der BRD auf dem Weg der Hochrüstung 
und Friedensbedrohung, in: Pro Pace Mundi 2 (1987), S. 164–174.
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torische Analogien zum Bürgerkrieg und den Klassenkämpfen in der 
Sowjetunion“43 veröffentlichten – ein Bürgerkrieg, dessen Opfer sie routiniert, in 
Übereinstimmung mit den ideologischen Vorgaben, als „Antwort der proleta-
rischen Revolution in Rußland auf den gegen sie gerichteten Terror“44 verharmlos-
ten. Paradigmatisch dafür steht ein Verweis Kurt Hagers, Politbüromitglied und 
ZK-Sekretär für Wissenschaft, auf die stalinistischen Säuberungen während einer 
Historikerkonferenz an der SED-Parteihochschule Karl Marx im April 1989,45 die 
illustriert, wie lange der Historikerstreit auch in der DDR nachhallte. Hager kam 
am Ende seines Grundsatzreferats auch auf „Stalins Repressalien in der Sowjetuni-
on gegen deutsche Kommunisten in den Jahren 1937 und 1938“ zu sprechen. Der 
Weg zum Sozialismus sei „nicht frei von Fehlern und Rückschlägen“ gewesen, ent-
scheidend bleibe aber, dass im „harten Klassenkampf in gesellschaftliches Neu-
land vorgedrungen wurde“. Man negiere diese „schmerzliche[n] Tatsachen“ kei-
neswegs, behandele sie aber auch nicht als „Sensationen“, wie es die westlichen 
„Gegner zur Ablenkung von den Gebrechen und Verbrechen des Imperialismus 
[...] nur zu gern sehen würden“. Nicht zuletzt der „sogenannte ‚Historikerstreit‘“ 
habe offenbart, dass die bundesrepublikanische Geschichtsschreibung mit dieser 
Rhetorik jene „neofaschistischen Kräfte“ unterstütze, die die „faschistischen Ver-
brechen“ gegen die Geburtswehen einer neuen Gesellschaftsordnung aufrechnen 
wollten.46

Zum anderen dürfte das deutliche Unbehagen in Bezug auf den Historiker-
streit mit der Einsicht verbunden gewesen sein, dass in den Forderungen west-
deutscher Konservativer nach einem affirmativeren Umgang mit der Geschichte 
ein Widerhall der Verschiebungen in den eigenen geschichtspolitischen Prämis-
sen nicht zu verkennen war. Seit den späten 1970er Jahren bemühte man sich in 
der DDR um eine Neujustierung des Verhältnisses von „Erbe und Tradition“ und 
wollte damit das historische Bewusstsein und die „patriotische“ Gesinnung der 
Bevölkerung stärken.47 Diese Debatte wies erstaunliche Gleichklänge auf, denn 
auch hier sollte der Teilstaat stärker in die „über ein Jahrtausend lange deutsche 
Geschichte“ eingeordnet werden und – über die Einbeziehung „aller progressiven 
Tendenzen“ – die Geschichte noch stärker als „Integrationsfaktor“ genutzt wer-

43	 Wochenpost vom 20.3.1987: „Vergangenheit, die nie vergeht“.
44	 Pätzold, Weg nach Auschwitz, S. 162.
45	 Neues Deutschland vom 8./9.4.1989: „Geschichte – Erfahrungsstoff für Gesellschaftsstrate-

gie“; hier auch die folgenden Zitate.
46	 Die DDR-Geschichtsschreibung zum Stalinismus vgl. bei Andreas Dorpalen, German History 

in Marxist Perspective. The East German Approach, Detroit 1985, S. 308–311; Hermann We-
ber, „Weiße Flecken“ und die DDR-Geschichtswissenschaft, in: Konrad H. Jarausch (Hrsg.), 
Zwischen Parteilichkeit und Professionalität. Bilanz der Geschichtswissenschaft der DDR, 
Berlin 1991, S. 139–154, und Joachim A. Hösler, Lernen aus der Geschichte. Wolfgang Ruges 
Beitrag zur Geschichtsschreibung der Sowjetunion, in: Wolfgang Ruge, Beharren, kapitulie-
ren oder umdenken. Gesammelte Schriften 1989–1999, hrsg. von Friedrich-Martin Balzer, 
Berlin 2007, S. 41–78.

47	 Vgl. Helmut Meier/Walter Schmidt (Hrsg.), Erbe und Tradition in der DDR. Die Diskussion 
der Historiker, Köln 1989.
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den.48 Ohne Zweifel wurde dies in der DDR als eine Öffnung empfunden, etwa 
wenn ein Historiker 1981 auf einer Tagung über Sozialismus und Tradition gera-
dezu entzückt feststellte, dass man die „guten und zauberhaft-schönen Hinterlas-
senschaften“ der Romantik nun endlich nicht mehr länger „negieren“ müsse.49 

Ein noch problematischerer Gleichklang ergab sich aus dem Umstand, dass es 
eine Art rote Version des Nolteschen Gedankengangs gab, nach dem der national-
sozialistische Massenmord an den Juden kein Verbrechen von singulärer Grau-
samkeit und Konsequenz gewesen sei. Denn die seit Georgi Dimitroff im sowje-
tischen Einflussbereich propagierte Ansicht, dass nur der Kapitalismus einen 
Nährboden für den Faschismus und damit seine Verbrechen bilden könne, impli-
zierte auch, dass diese wiederholbar seien, solange der Kapitalismus existierte. 
Diese Relativierung von links trat entweder im Gewand der Systemkritik auf, etwa 
wenn Kurt Pätzold in seinem ersten in der Bundesrepublik publizierten Beitrag 
zum Historikerstreit rhetorisch fragte: „Wer hat die deutsche Geschichte dorthin 
[nach „Auschwitz und Bergen-Belsen“] geführt? Und wer hat diese Entwicklung 
blockieren wollen? Welcher Gesellschaft, welchen politischen Zuständen, wel-
chem geistig-moralischen Bezirk gehören diese Verbrechen zu?“50 Gelegentlich 
wurde dieser Gedankengang aber auch ganz explizit ausgesprochen. So gab der 
eben zitierte Bewunderer der „zauberhaft-schönen Hinterlassenschaften“ der Ro-
mantik im selben Konferenzbeitrag über das neu zu bestimmende Verhältnis von 
Tradition und Sozialismus zu bedenken: „Hitler, Nazipartei, SA, SS, Gestapo, KZ-
System“ – die meisten Bürger seien mit diesen Namen und Begriffen vertraut. 
„Was aber bedeuten sie? Einmaligkeit eines Verbrechertums politischer Einzel-
gänger und ihrer irregeführten Mitläufer – oder Wiederholbarkeit einer Macht-
zusammenballung und Menschheitsbedrohung der aggressivsten Kräfte des 
Monopolkapitals?“51 

Die Rezeption und Wirkung der verstreuten propagandistisch-medialen und 
wissenschaftlichen Bezugnahmen auf den Historikerstreit in der gesteuerten 
DDR-Öffentlichkeit sind nur schwer einzuschätzen. Man kann davon ausgehen, 
dass sie – wie die meisten westbezogenen Nachrichten – von vielen historisch und 
politisch interessierten Bürgerinnen und Bürgern aufmerksam registriert wur-
den. In einem 1988/89 verfassten Aufsatz für einen in Hamburg verlegten Sam-
melband zum „Historikerstreit aus mitteleuropäischer Sicht“ fasste der Moleku-
larbiologe und spätere Bürgerrechtler Jens Reich die Relevanz der Kontroverse 
für die DDR wie folgt zusammen: „Am Historikerstreit haben die DDR-Doktoren, 
soweit ich sehe, nicht teilgenommen, gezügelt zweifellos durch eine Mischung 
aus Diplomatie, Takt und Ratlosigkeit“. Dennoch verböte sich ihm als „Außen-

48	 Walter Schmidt, Deutsche Geschichte als Nationalgeschichte der DDR, in: Ebenda, S. 240–252, 
hier S. 245–247.

49	 Helmut Bock, Es gibt kein historisches „Niemandsland“. Zu aktuellen Problemen des Erbes 
und der Tradition im Sozialismus von heute, in: Ebenda, S. 218–239, hier S. 231.

50	 Kurt Pätzold, Verlorenes, S. 1463. „Auschwitz und Bergen-Belsen“ sind bei Pätzold in Anfüh-
rungszeichen gesetzt. Vgl. auch Lozek, Streit, S. 9.

51	 Bock, Niemandsland, in: Meier/Schmidt (Hrsg.), Erbe und Tradition, S. 237.
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deutscher“ jeder Moralismus, erlebe er doch auch in der DDR, wie „lebendig 
(wenn auch versteckt) die trüben Quellen der Fremdenverachtung und des nahe-
zu völlig objektlos-abstrakten Judenhasses immer noch sind, aus denen jener Hit-
ler seine Wahnideen schöpfte“.52 Dieser selten klare (und daher auch unter Pseu-
donym veröffentlichte) Verweis auf das Fortbestehen nationalsozialistischer und 
rassistischer Einstellungen in der DDR verlieh Reichs stellenweise sehr pole-
mischer Kritik am Historikerstreit als einem Schaukampf, bei dem es lediglich 
um ein „honorige[s] Auftreten deutschen Geistes auf dem westlichen Parkett“ 
gegangen sei, ein besonderes, auf vielschichtige Weise deutsch-deutsch perspekti-
viertes Gewicht. Denn anders als Reich selbst nach 1990 insistierte, war der Histo-
rikerstreit weit mehr als eine „innerbundesrepublikanische ideologische Angele-
genheit mit geringer auswärtiger Relevanz“.53 Dies bezeugen nicht zuletzt seine 
eigenen Ausführungen vor dem Mauerfall.

Etwas einfacher lässt sich beurteilen, welche Wirkung die im Westen publi-
zierten Beiträge von DDR-Historikern hatten. Dies waren nur sehr vereinzelte Ein-
würfe am Rande des Diskurses, veröffentlicht in den SED-finanzierten Blättern für 
deutsche und internationale Politik, in der Zeitschrift 1999 der Hamburger Stiftung 
für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts oder in Sammelbänden aus dem Hause 
Pahl-Rugenstein. In ihnen stellten sich die DDR-Autoren offen an die Seite der 
Kritiker Noltes und blieben dennoch ohne nennenswerte Resonanz. Kurt Pät-
zold, der 1994 behauptete, man habe zu dem Thema nicht veröffentlichen dür-
fen, war der erste DDR-Historiker, der sich im Dezember 1986 in den Blättern zu 
Wort meldete und in den Beiträgen Noltes, Hillgrubers, Joachim C. Fests und 
Klaus Hildebrands eine „neue Qualität“ der „antikommunistische[n] und speziell 
antisowjetisch verfälschende[n] Sicht auf den Faschismus und Krieg“ zu erken-
nen glaubte.54 Wie seine übrigen Kollegen, die sich zu der Debatte äußerten, kam 
er über die wortreiche Anprangerung des von „haßerfüllte[m] Antisowjetismus“55 
getriebenen Geschichtsrevisionismus, der nichts anderes sei als die „ausgeweitete 
Anwendung der antikommunistischen Totalitarismus-Doktrin“ ohne „irgendei-
nen Neuwert“, kaum hinaus. Einen eigenen Akzent setzte Pätzold nur insofern, 
als er davor warnte, die Debatte „nach aller geschichtlichen Erfahrung“ lediglich 
als „innere Angelegenheit“ der Bundesrepublik zu betrachten. Vielmehr seien da-
durch „kriegerische Gesinnungen“ angestachelt worden, die die „Beziehungen 
Deutschlands zu seinen Nachbarn“ nachhaltig verschlechtert hätten.56 

52	 Thomas Asperger, Auschwitz, Gulag und Rumpfdeutschland, in: Philippe Despoix/Barbara 
Hahn (Hrsg.), Der deutsche Historikerstreit aus mitteleuropäischer Sicht, Hamburg 1989,  
S. 19–28, hier S. 19 f. Asperger war das Pseudonym von Jens Reich. 

53	 Zit. nach Kailitz, Politische Deutungskultur, S. 57, Anm. 220.
54	 Pätzold, Verlorenes, S. 1452 f.
55	 Kurt Pätzold, Wider die „neue Auschwitz-Lüge“, in: 1999 – Zeitschrift für Sozialgeschichte des 

20. und 21. Jahrhunderts 2 (1987), S. 158–169, hier S. 159. Vgl. auch die Beiträge in Reinhard 
Kühnl (Hrsg.), Vergangenheit, die nicht vergeht. Die „Historiker-Debatte“ – Darstellung, Do-
kumentation, Kritik, Köln 1987, hier vor allem Kurt Gossweiler, Nur eine Historikerdebatte?,  
S. 292–316.

56	 Pätzold, Verlorenes, S. 1435 und S. 1463. 
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Ähnlich besorgt und ebenfalls als intellektueller Vertreter der DDR (und dort 
lebender Jude) im Ausland sprechend, hatte sich kurz zuvor Stephan Hermlin im 
November 1986 in einer Rede zum Thema Nachdenken über das eigene Land in 
den Münchener Kammerspielen geäußert. Hermlin stellte die demokratische 
Kultur der Bundesrepublik grundsätzlich in Frage. An eine „entscheidende 
Wandlung“ seit 1945 könne man hier, „wo man heutzutage der Henker und Opfer 
gemeinsam zu gedenken“ suche, „eigentlich nicht glauben“. Was solle „das tiefsin-
nige Raunen von deutscher Identität und einer offenen deutschen Frage?“ Noch 
die „entschiedensten Pessimisten“ hätten, so Hermlins Fazit des Historikerstreits, 
das „Auftreten sogenannter Historiker nicht voraussehen können, die vierzig Jah-
re nach dem Ende des Faschismus unwiderlegbar nachweisen, daß er eben nicht 
am Ende war und daß die wirklich Schuldigen doch jene sind, die bereits ein 
Führer seinem Volke benannt hatte: Bolschewisten und Juden.“57 Doch dieses har-
te Urteil des prominenten Schriftstellers und die vereinzelten 1986/87 in der 
Bundesrepublik erschienenen Texte Pätzolds oder Gossweilers58 fanden weder in 
der Kontroverse selbst noch in den bald publizierten ersten Rückblicken einen 
nennenswerten Widerhall.

IV. „Gegenfront“59: Politische, wissenschaftliche und geheimdienstliche 
Instrumentalisierungsversuche

Auch wenn die SED-Führung auf eine großangelegte propagandistische Aus-
schlachtung des Historikerstreits verzichtete und die Beiträge von DDR-Histori-
kern und Intellektuellen ohne Resonanz blieben, nahm man in der DDR die ge-
schichtspolitische Polarisierung im Nachbarstaat der üblichen asymmetrischen 
Aufmerksamkeitslogik folgend sehr ernst. Der Umgang der Partei wie der Histori-
kerschaft mit der Kontroverse muss im Kontext ihrer seit Mitte der 1980er Jahre 
intensivierten Versuche gesehen werden, auf die innenpolitische Entwicklung in 
der Bundesrepublik mittels diplomatischer, kulturpolitischer, wissenschaftlicher 
und geheimdienstlicher Aktivitäten Einfluss zu nehmen – angesichts der zeit-
gleich sich verschärfenden finanziellen Abhängigkeit des SED-Regimes von bun-
desdeutschen Krediten und des zunehmenden, von innen und aus der Sowjetuni-

57	 Stephan Hermlin, Das hier ist es. Rede in den Münchener Kammerspielen, November 1986, 
in: Ders., In den Kämpfen dieser Zeit, Berlin 1995, S. 71–82, hier S. 77 f. und S. 81. Auch 
Christoph Hein äußerte sich in der Bundesrepublik zur Kontroverse: In einer an der Folk-
wangschule Essen im Mai 1987 gehaltenen Vorlesung nahm er eine Zwischenposition ein. 
Einerseits bezweifelte er, dass Nolte an einer Verharmlosung der nationalsozialistischen Ver-
brechen gelegen war, und andererseits kritisierte er, dass beide Teile Deutschlands nach 1945 
„zu eilig die Vergangenheit glaubten ablösen zu können“ – der Westen durch „Verdrängung“, 
der Osten durch „Entgegensetzung“. Der überarbeitete Vortrag ist abgedruckt in: Christoph 
Hein, Die fünfte Grundrechenart. Aufsätze und Reden 1987–1990, Frankfurt a. M. 1990,  
S. 128–154, hier S. 154.

58	 Vgl. Gossweiler, Historikerdebatte, in: Kühnl (Hrsg.), Vergangenheit. Zu Hermlins Rede vgl. 
Badische Zeitung vom 2.12.1986: „Hermlin kritisiert West-Historiker“.

59	 Wochenpost vom 20.3.1987: „Vergangenheit, die nie vergeht“.
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on kommenden Reformdrucks war dies ein ebenso absurder wie uneinlösbarer 
Anspruch.60 

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang das kurz vor Honeckers Staatsbesuch in 
der Bundesrepublik von Vertretern der SPD und SED verfasste Strategiepapier 
„Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit“61 vom August 1987, in 
dem beide Seiten den Wettbewerb der Systeme mit dem Willen zur Reform ver-
banden und eine gemeinsame Sicherheitspolitik für unabdingbar hielten. Egon 
Bahr erklärte rückblickend, jede Seite sei mit der „Kalkulation der Aufweichung 
des anderen“ in diese Gespräche eingetreten und resümierte: „Unsere Kalkulati-
on ging auf.“62 Es bleibt jedoch umstritten, inwieweit sich der abrupte Zusammen-
bruch des SED-Regimes 1989 mit der Erosion seines ideologischen Fundaments 
erklären lässt, die Bahr auch als eine Folge der sozialdemokratischen Dialogpoli-
tik sah. Eher ist von einem Zusammenspiel zweier Hauptfaktoren auszugehen, ei-
nerseits der „Aufweichung des Herrschaftswillens“ unter den Eliten, die auf offene 
Gewaltanwendung verzichteten, aber an ihrem auf das Ideal einer sozialistischen 
Ordnung ausgerichteten Herrschaftsanspruch festhielten, und andererseits einer 
erwachenden Zivilgesellschaft.63 Denn nicht zuletzt weil viele Genossen, selbst in 
der zweiten Reihe und gerade jüngeren Alters, mit zäher Selbstgerechtigkeit am 
„ersatzpatriotischen“ Antifaschismus und dem Sozialismus als Zukunftsprojekt 
festhielten, konnte jener paradoxe Zustand zwischen „Stabilität und Revolution“ 
entstehen, in dem die DDR im Herbst 1989 scheinbar über Nacht implodierte.64

Die Logik einer verbreiteten, bis zuletzt hermetischen Weltsicht lässt sich auch 
an der Geschichte des sogenannten Eliten-Projekts zeigen. Dieses singuläre 

60	 Vgl. Heike Amos, Die SED-Deutschlandpolitik 1961 bis 1989. Ziele, Aktivitäten und Konflik-
te, Göttingen 2015, hier S. 429–543.

61	 Vgl. Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit, veröffentlicht von der Grund-
wertekommission der SPD/Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, in: 
Politik – Informationsdienst der SPD Nr. 3 vom 3.8.1987, S. 53–72; library.fes.de/library/
netzquelle/ddr/politik/pdf/verfemte_4.pdf [8.1.2020]. 

62	 Egon Bahr, Die Deutschlandpolitik der SPD nach dem Kriege, in: Dieter Dowe (Hrsg.), Die 
Ost- und Deutschlandpolitik der SPD in der Opposition 1982–1989. Papiere eines Kongresses 
der Friedrich-Ebert-Stiftung am 14. und 15. September 1993 in Bonn, Bonn 1993, S. 11–40, 
hier S. 26. Zur Einordnung vgl. Klaus Moseleit, Die „Zweite“ Phase der Entspannungspolitik 
der SPD, 1983–1989. Eine Analyse ihrer Entstehungsgeschichte, Entwicklung und der kon-
zeptionellen Ansätze, Frankfurt a. M. 1991, und Amos, SED-Deutschlandpolitik, S. 550–552.

63	 Konrad Jarausch, Kollaps des Kommunismus oder Aufbruch der Zivilgesellschaft? Zur Ein-
ordnung der friedlichen Revolution von 1989, in: Eckart Conze/Katharina Gajdukowa/Sig-
rid Koch-Baumgarten (Hrsg.), Die demokratische Revolution 1989 in der DDR, Köln/Wei-
mar/Wien 2009, S. 25–45, hier S. 45. Für eine gesellschaftsgeschichtliche Perspektive auf das 
Ende der DDR vgl. Ilko-Sascha Kowalczuk, Endspiel. Die Revolution von 1989 in der DDR, 
München 2015, hier S. 301–317; zum Stand der Forschung vgl. Frank Wolff, In der Teilung 
vereint. Neue Ansätze der deutsch-deutschen Zeitgeschichte, in: Archiv für Sozialgeschichte 
58 (2018), S. 353–392, hier S. 356–358.

64	 Vgl. Sigrid Meuschel, Legitimation und Parteiherrschaft in der DDR. Zum Paradox von Stabi-
lität und Revolution in der DDR, 1945–1989, Frankfurt a. M. 1992; auch Marion Detjen, Die 
„Mauer“ als Erfahrung und Sujet. Deutung und Umdeutung zwischen Mauerbau und Mau-
erfall, in: Maubach/Morina (Hrsg.), 20. Jahrhundert, S. 328–384. Den DDR-Antifaschismus 
bezeichnete Kowalczuk, Endspiel, S. 54, als „eine Art Ersatzpatriotismus“.
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deutsch-deutsche Publikationsvorhaben zur Frage der Mitverantwortung der tra-
ditionellen Eliten (Diplomatie, Kirchen, Wirtschaft, Militär und Wissenschaft) 
am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs war Mitte der 1980er Jahre von DDR-Seite 
angestoßen worden, um die „Koalition der Vernunft“ gleichsam mit wissenschaft-
lichen Mitteln zu zementieren. Ludwig Nestler, stellvertretender Leiter des Doku-
mentationszentrums der staatlichen Archivverwaltung der DDR, initiierte dieses 
Vorhaben im Herbst 1986 gemeinsam mit Wolfgang Schumann. Er wollte damit 
den „massive[n] Versuche[n] reaktionärer konservativer Kräfte“ entgegentreten, 
die – „wie der jüngste BRD-Historikerstreit neuerlich verdeutlicht hat“ – darauf 
abzielten, der „Abscheu vor den faschistischen Verbrechen eine antikommunis-
tische bzw. antisowjetische Stoßrichtung zu geben und [...] zur Schaffung bzw. Ver-
tiefung militant-feindseliger Haltungen gegenüber den ‚totalitären‘ Strukturen 
im sozialistischen Weltsystem zu mißbrauchen“. Mit Blick auf den 1989 anstehen-
den 50. Jahrestag des Kriegsausbruchs, die geteilte Verantwortung dafür und die 
„zentrale Rolle, die der Krieg-Frieden-Problematik unter den gegenwärtigen au-
ßenpolitischen Bedingungen in der Strategie der Partei zukommt, sollte bei die-
sem Thema und aus diesem Anlaß, abweichend von der bisher geübten Praxis, 
[...] eine Kooperation mit bestimmten Historikern der BRD versucht werden“. 
Man werde so „auf der Ebene der Historiographie eine Art partieller Koalition 
der Vernunft realisieren und dabei liberalen, sozialreformistischen Historikern 
etwas den Rücken stärken“. Zudem könne man so historische Forschungsergeb-
nisse aus der DDR einem „sonst schwer erreichbaren Leserkreis in der BRD“ zu-
gänglich machen.65 Diese Argumentation überzeugte die SED-Führung und ins-
besondere die ZK-Abteilung Wissenschaften, wo man hoffte, damit die „Politik 
des Dialoges“ vorantreiben und eine „zeitgemäße Streitkultur“ auf Augenhöhe 
entwickeln zu können.66 Pünktlich zum 50. Jahrestag des Kriegsbeginns sollte ein 
Band mit paritätisch verfassten Beiträgen auf der Höhe der je eigenen historio-
grafischen Forschung zeitgleich in der DDR und der Bundesrepublik publiziert 
werden. 

Doch das Vorhaben wurde im Januar 1989 von dem angesichts der sich verän-
dernden (außen-)politischen Lage verunsicherten SED-Apparat abrupt gestoppt. 
Die Fachgutachten, die diesen Entschluss mit herbeiführten, reflektieren ein-
dringlich das nach wie vor veritable ideologische Standortbewusstsein der DDR-
Historiker, an dem weite Teile der Zunft bis in den Zusammenbruch des Staats 
hinein festhielten, nicht zuletzt genährt durch den aus ihrer Sicht „guten“ Aus-

65	 Alle Zitate nach „Konzeptionelle Überlegungen Herausgabe eines Sammelbandes zum 
Thema ‚Der gewollte Krieg – die deutschen Eliten und der zweite Weltkrieg‘ (Arbeitstitel)“, 
10.9.1986; Privatarchiv Manfred Weißbecker (im Besitz der Autorin), S. 1 f. und S. 4; Hervor-
hebung im Original. Der Text ist – etwas später datiert –  (16.2.1987) wortgleich überliefert 
in: Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv (künf-
tig: SAPMO-BArch), DY30/7510. 

66	 So beispielsweise die Begründung einer Reisegenehmigung der ZK Abt. Wissenschaften für 
die beteiligten DDR-Historiker, undatiert, ca. Sommer 1988, zit. nach: Privatarchiv Weißbe-
cker. Vgl. dazu Maubach/Morina, Historiographiegeschichte, in: Maubach/Morina (Hrsg.), 
20. Jahrhundert, S. 7–9. 
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gang des Historikerstreits. Beispielhaft sei Pätzold zitiert, der erklärtermaßen aus 
Zeitgründen selbst nicht an dem Projekt beteiligt war und in seiner Einschätzung 
des fertigen deutsch-deutschen Manuskripts die Kontroverse gleich zu Beginn 
thematisierte: 

„Es war bei Inangriffnahme des Unternehmens die innere Situation der BRD-
Historiographie sehr stark durch die Atmosphäre des sog. Historikerstreits be-
stimmt. Das ist heute nicht mehr so. Die weitere Entwicklung war unsererseits von 
der Erwartung geleitet, daß diese Konfrontation bis zu einem gewissen Grade auf 
die Diktion der BRD-Beiträge durchschlagen könnte. Inzwischen hat R. v. Weizsä-
cker auf dem Bamberger Historikertag seinen Disziplin-Appell als Schlichter er-
lassen und dies in einer wohl aufnahmebereiten Situation. Die jetzt vorliegenden 
Beiträge scheinen bereits auf diesen versöhnlichen Ton und die Wiederhinwen-
dung der BRD-Historiker zu ihren gemeinsamen systemstützenden Aufgaben ein-
gestimmt. [...] Und um das an sich Überflüssige noch zu sagen: Annäherungen 
der Positionen auf irgendeiner ‚mittleren‘ Linie, Preisgabe unserer Standpunkte 
können aus dem Band nirgendwo herausgelesen werden.“67  

Auch wenn die letzte Bemerkung den Inhalt der von DDR-Historikern verfassten 
Beiträge durchaus zutreffend zusammenfasste, zeigen Pätzolds Ausführungen 
zum Historikerstreit, dass dieser nicht nur verkannte, dass dies vorrangig keine 
wissenschaftliche, sondern eine (geschichts-)politische Auseinandersetzung war, 
sondern dass er auch das grundsätzliche Verhältnis von Politik und Geschichtswis-
senschaft in der Bundesrepublik völlig falsch einschätzte. 

Ein zweites, in Bezug auf die Beiträge beider Seiten weitaus kritischeres Gut-
achten verfasste der an der Akademie der Wissenschaften beschäftige Weltkriegs-
forscher Olaf Groehler. Er trug mit seiner Analyse maßgeblich dazu bei, dass das 
Vorhaben von der SED gestoppt wurde, auch wenn er zunächst sehr selbstbewusst 
konstatierte:

„Ein eindeutiger Gewinn dieses Bandes wird bei seinem Erscheinen darin beste-
hen, daß zwar auf höchst unterschiedliche Weise angelegt, ausgelegt, motiviert 
und begründet die Kriegsschuld des deutschen Imperialismus (obwohl dieser 
Begriff in den Darstellungen der BRD-Historiker fast nie gebraucht wird) in brei-
tester Weise dokumentiert und mit zahlreichen Fakten belegt wird. Von Seiten 
der BRD nähern sich [Hans-Erich] Volkmann mit seinem Beitrag über die Agrar-
eliten und [Rolf-Dieter] Müller mit seinem Beitrag über die Militärs am weitesten 
unseren Auffassungen an“.68 

67	 SAPMO-BArch, DY30/7410, Kurt Pätzold, Stellungnahme zum Manuskript für den Band 
„Die deutschen Eliten und der zweite Weltkrieg“, undatiert, S. 2 und S. 6.

68	 SAPMO-BArch, DY30/7510, Olaf Groehler, Stellungnahme zum Sammelband „,Deutsche 
Eliten‘ von Historikern aus der DDR und der BRD zum 50. Jahrestag der Entfesselung des 
Zweiten Weltkrieges“, 22.12.1988, S. 1–4. Hier auch die folgenden Zitate.
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Dass der Band bei Erscheinen dennoch ein „Politikum hohen Grades“ darstellen 
werde, so Groehler weiter, dass man auf absehbare Zeit „den BRD-Historikern 
ihre Hitler-These nicht austreiben“ werde können, nach der die Verantwortung 
für den Krieg „ausschließlich“ Hitler zugeschrieben werde, und dass Broszat die 
vorangestellte Einleitung vor allem zur Darlegung der westdeutschen Perspektive 
nutzen könnte, führte in der ZK-Abteilung Wissenschaften jedoch zu erheblichen 
Bedenken, vor allem hinsichtlich der Wirkung des Bands im eigenen Land und in 
der Sowjetunion, und schließlich zum dekretierten „Ausstieg“ aus dem Projekt.69 

So erschienen die von renommierten Zeithistorikern beider Seiten bereits fer-
tiggestellten Beiträge statt in dem geplanten paritätischen Sammelwerk kurz vor 
und kurz nach dem Mauerfall – und versehen mit je eigenen Vorworten zu Ge-
schichte und „Scheitern“ des Unternehmens – in zwei separaten Bänden.70 Martin 
Broszat, der die Mitwirkung der westdeutschen Historiker mit großem intellektu-
ellen, organisatorischen und persönlichen Einsatz koordiniert hatte und noch im 

69	 Eine in der Abteilung Wissenschaften hinzugefügte Randnotiz auf der ersten Seite des 
Groehler-Gutachtens lautete: „M.E. müssen wir da aussteigen. Jedenfalls wachsen meine Be-
denken gegen die Veröffentlichung in der DDR“; SAPMO-BArch, DY30/7510, Olaf Groeh-
ler, Stellungnahme zum Sammelband „,Deutsche Eliten‘ von Historikern aus der DDR und 
der BRD zum 50. Jahrestag der Entfesselung des Zweiten Weltkrieges“, 22.12.1988, S. 1. Auch 
Pätzold gab zu bedenken, wie der Band auf „unsere Freunde“ wirken könnte, „die ja nicht 
Mitautoren des Bd. sind“; SAPMO-BArch, DY30/7410, Kurt Pätzold, Stellungnahme zum 
Manuskript für den Band „Die deutschen Eliten und der zweite Weltkrieg“, S. 5. Ein weite-
res von Dietrich Eichholtz erstelltes Gutachten enthält eine bemerkenswerte Mischung aus 
Selbstkritik und Selbstbewusstsein, insbesondere hinsichtlich der für die DDR-Faschismus-
forschung zentralen Frage nach der Rolle des „Monopolkapitals“. Nach Jahrzehnten entspre-
chender Veröffentlichungen, allen voran jene von Eichholtz selbst, die behaupteten, den 
maßgeblichen Einfluss des Kapitals auf Hitler nachgewiesen zu haben, konstatierte dieser 
am 2.1.1989: „Es wäre wichtig, die von Broszat [in der Einleitung] aufgeworfene, aber ver-
dunkelte Frage zumindest zu streifen, welches Verhältnis zwischen Monopolkapital und Hit-
lerclique 1936–1939 und besonders 1938/39 bestand in Bezug auf wirtschaftspolitische und 
auf die außenpolitische Strategie- und Entschlußbildung. Hierüber müßten wir als Marxis-
ten gründlicher nachdenken (und forschen). Unsere bisherigen Arbeiten klammern dieses 
Problem weitgehend aus oder behandeln es in simplistischer, angreifbarer Weise.“ Dennoch 
biete der Band – auch hier dominierte letztlich ein prinzipielles Überlegenheitsgefühl – eine 
„gute, notwendigerweise konsequent wahrzunehmende Gelegenheit, unsere Positionen of-
fensiv darzulegen, umstrittene und offene Probleme in parteilicher, dabei fairer Weise zu 
erörtern [...].“ SAPMO-BArch, DY30/7510, Dietrich Eichholtz, Bemerkungen zum Beitrag 
von Wolfgang Schumann/Martin Seckendorf: „Richtung Südost. Politik und Wirtschaft in 
Vorbereitung der ersten faschistischen Aggressionen: Österreich/Tschechoslowakei 1938–
39. Eine Fallstudie – für den Sammelband ,Die deutschen Eliten und der zweite Weltkrieg‘“, 
S. 2. Zu Eichholtz’ Arbeiten und Rezeption in der Bundesrepublik vgl. Christina Morina, 
Triumph und Demütigung. Der Zweite Weltkrieg in der doppelten deutschen Geschichts-
schreibung, in: Maubach/Morina (Hrsg.), 20. Jahrhundert, S. 191–245, hier S. 212–220.

70	 Vgl. Martin Broszat/Klaus Schwabe (Hrsg.), Die deutschen Eliten und der Weg in den Zwei-
ten Weltkrieg, München 1989, und Ludwig Nestler (Hrsg.), Der Weg deutscher Eliten in den 
zweiten Weltkrieg. Nachtrag zu einer verhinderten deutsch-deutschen Publikation, Berlin 
(Ost) 1990.
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„Scheitern“ an seiner „kooperativen“71 Haltung festhielt, zeigte sich wenige Mo-
nate vor seinem Tod ebenso bestürzt wie verärgert über das „Verbot von höchster 
politischer Stelle“.72 Er könne nicht verstehen, dass sich die Autoren der DDR-
Seite nicht einmal gegen die von der Partei „oktroyierte Sprachregelung“, sie hät-
ten ihre Beteiligung abgesagt, zur Wehr setzten, schrieb Broszat am 5. April 1989 
in einem Rundbrief an alle DDR-Autoren, und er verknüpfte seine Fundamental-
kritik an dieser Haltung mit dem Kernanliegen des gemeinsamen Vorhabens: 

„Wir hatten uns in dem Band vorgenommen, die Mitwirkung und vor allem das 
Versagen der alten konservativen Eliten im Zusammenhang mit der Hitlerschen 
Kriegsvorbereitung zum gemeinsamen Thema zu machen [...]. Der Kern der his-
torischen Schuld und des Versagens bestand in ihrer submissiven Erbötigkeit ge-
genüber den damals Herrschenden. Welche Legitimation, darüber zu urteilen 
und dies zu verurteilen, gibt es eigentlich, wenn im politischen Kleinbereich un-
seres gemeinsamen Vorhabens die Vertreter der wissenschaftlich-geistigen Elite 
der DDR selbst den Rücken beugen oder vorsichtig den Mund halten?“73

Dieser „geharnischte Protestbrief“ wurde von den DDR-Autoren wohl nicht ohne 
einen gewissen Grad an innerer Zustimmung zur Kenntnis genommen. Im Rück-
blick, als die DDR bereits aufgehört hatte zu existieren, schrieb Manfred Weißbe-
cker, der ein Kapitel über die NSDAP verfasst hatte, „als offizielle Begründung 
diente das nahezu lächerliche und billige Taktik zu Strategie erhebende Argu-
ment, eine Gemeinschaftsarbeit von Historikern der DDR und der BRD würde 
das ohnehin gestörte Verhältnis zur sowjetischen Historiographie belasten“.74 
Und Ludwig Nestler bedauerte ganz offen den „Verlust zumutbarer Standfestig-
keit“, der dazu geführt habe, dass die DDR-Historiker der „Disziplinierungsmaß-
nahme“ der Abteilung Wissenschaften nichts entgegenzusetzen hatten.75 

Schließlich kann man die hermetisch-selbstbewusste Weltsicht unter DDR-His-
torikern auch aus dem Bemühen ablesen, mit geheimdienstlichen Mitteln aus 
der aufgeheizten politischen Stimmungslage im Nachgang zum Historikerstreit 
Kapital zu schlagen. Die eingangs erwähnte Analyse des Historikerstreits aus dem 
Referat 5 der Abteilung I der Hauptverwaltung A des MfS soll im Folgenden bei-
spielhaft für dieses Bemühen betrachtet werden. Das Referat 5 war für die Aufklä-

71	 SAPMO-BArch, DY30/7510, Ludwig Nestler, Notiz „Sammelband zur Rolle der ‚Eliten‘ des 
deutschen Imperialismus bei der Entfesselung des zweiten Weltkrieges“, 3.2.1989.

72	 SAPMO-BArch, DY30/7510, Martin Broszat an Ludwig Nestler, 30.1.1989, S. 1.
73	 Zit. nach Martin Broszat, Erfolg und Scheitern eines deutsch-deutschen Zeitgeschichts-Dia-

logs, in: Ders./Schwabe (Hrsg.), Deutsche Eliten, S. 7–24, hier S. 23.
74	 Manfred Weißbecker, Rezension „Die deutschen Eliten und der Weg in den Zweiten Welt-

krieg“, S. 3 (unveröffentlicht); Privatarchiv Weißbecker. Die Formulierung „geharnischter 
Protestbrief“ stammt von Nestler; SAPMO-BArch, DY30/7510, Ludwig Nestler, Notiz „Sam-
melband zur Rolle der ‚Eliten‘ des deutschen Imperialismus bei der Entfesselung des zweiten 
Weltkrieges“, 3.2.1989.

75	 Ludwig Nestler, Über den Verlust zumutbarer Standfestigkeit, in: Ders. (Hrsg.), Weg deut-
scher Eliten, S. 25–30, hier S. 25–27.
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rung ausgewählter westdeutscher Institutionen im Bereich von Regierung, Bun-
desbehörden und politiknahen Institutionen zuständig (Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen, Gesamtdeutsches Institut – Bundesanstalt für Ge-
samtdeutsche Aufgaben, Deutsches Orientinstitut, Organisationen der „Politisch-
ideologischen Diversion“).76 Der Autor der Analyse, Major Dr. Jörg Villain, war 
seit November 1984 stellvertretender Leiter und seit August 1988 Leiter des Refe-
rats.77 Er hatte Ende der 1960er Jahre nach einer Werkzeugmacherlehre an der 
Universität Jena Geschichte studiert und arbeitete seit 1979 als hauptamtlicher 
Mitarbeiter zunächst im Rang eines Leutnants in der Berliner MfS-Zentrale; 1988 
wurde er zum Major befördert. Berufsbegleitend schrieb Villain eine Dissertation 
über den Nationalsozialen Verein Friedrich Naumanns, mit der er 1985 in Jena 
promoviert wurde.78 Er kannte sich somit gut in der Parteien- und politischen Ide-
engeschichte aus und gehörte zugleich einer Institution an, die „unter den spezi-
fischen Bedingungen einer Parteidiktatur […] von Anbeginn in das Korsett einer 
spätstalinistischen Interpretation der Weltgeschichte gepreßt [war], die [ihr] ei-
nen festen Platz im Herrschaftsgefüge zuwies: an geheimer Front die vorgeblich 
historisch überlegene sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung“ gegen ihre 
inneren und äußeren Feinde zu verteidigen.79 Mit seiner höheren Bildung ge-
hörte Villain zur intellektuellen Spitze des Staatssicherheitsapparats, in dem in 
den 1980er Jahren nur etwa 20 Prozent der hauptamtlichen Mitarbeiter das Abi-
tur und nur 11,9 Prozent einen Hochschulabschluss hatten.80 

Auf den Historikerstreit zurückblickend plädierte Villain in seiner Ausarbei-
tung dafür, wachsam zu bleiben. Es sei auch künftig davon auszugehen, dass „die 

76	 Vgl. Roland Wiedmann, Die Diensteinheiten des MfS 1950–1989. Eine organisatorische 
Übersicht (= Anatomie der Staatssicherheit. Geschichte – Struktur – Methoden: MfS-Hand-
buch), Berlin 2012, S. 371 f. 1989 hatte die Abteilung I neun Referate mit 96 hauptamtlichen 
Mitarbeitenden, darunter 14 Frauen, und zwei bis drei Dutzend Offizieren im besonderen 
Einsatz. Villains Referat führte mindestens sieben Objektquellen in den genannten Behör-
den; vgl. Helmut Müller-Enbergs (Hrsg.), Inoffizielle Mitarbeiter des Ministeriums für Staats-
sicherheit, Teil 2: Anleitungen für die Arbeit mit Agenten, Kundschaftern und Spionen in 
der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 21998, S. 201. Zur Westarbeit des MfS vgl. Georg 
Herbstritt/Helmut Müller-Enbergs (Hrsg.), Das Gesicht dem Westen zu… DDR-Spionage 
gegen die Bundesrepublik Deutschland, Bremen 2003.

77	 BStU, Kaderakte Dr. phil. Jörg Villain, 310847417563. Der 1947 geborene Villain war seit 
1970 SED-Mitglied und trat 1972 in den Dienst der Nationalen Volksarmee ein. 

78	 Vgl. Jörg Villain, Der Nationalsoziale Verein 1896 bis 1903. Seine Rolle und Funktion zu Be-
ginn der Epoche des Imperialismus unter besonderer Berücksichtigung seiner Stellung zur 
Arbeiterbewegung, Diss., Jena 1985. Zudem gibt es einen publizierten Aufsatz; vgl. ders., Zur 
Genesis der Mitteleuropakonzeption Friedrich Naumanns bis zum Jahre 1915, in: Willibald 
Gutsche (Hrsg.), Studien zur Geschichte des deutschen Imperialismus von der Jahrhundert-
wende bis 1917 (= Jahrbuch für Geschichte, Bd. 15), Berlin (Ost) 1977, S. 207–215. 

79	 Walter Süß, Staatssicherheit am Ende. Warum es den Mächtigen nicht gelang, 1989 eine Re-
volution zu verhindern, Berlin 1999, S. 71.

80	 Vgl. Ilko-Sascha Kowalczuk, Stasi konkret. Überwachung und Repression in der DDR, Mün-
chen 2013, S. 191, und Jens Gieseke, Die hauptamtlichen Mitarbeiter der Staatssicherheit. 
Personalstruktur und Lebenswelt 1950–1989/90, Berlin 2000, S. 49. Soweit ermittelt werden 
konnte, fand Villain nach 1990 eine Anstellung in einer Immobilienfirma. 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 68 (2020), Heft 2 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2020_2.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 2/2020

272   Christina Morina

Kräfte, die den Historikerstreit provoziert hatten, ihre ideologischen Positionen 
und ihre politischen Ziele nicht aufgegeben haben“ und es „unsere ureigenste 
Aufgabe bleibt, daß diese Art Deutsche auch künftighin gezähmt bleiben“.81 Noch 
immer seien die „Ausläufer“ des Konflikts zu spüren und weitere „Wendemanö-
ver“ zu erwarten. Während es angesichts zweier von Deutschland ausgegangener 
Weltkriege gerade der Geschichtswissenschaft darum gehen müsse, „aus den Leh-
ren der Geschichte heraus das Bewußtsein für die Verantwortung der beiden 
deutschen Staaten und ihrer Bevölkerung immer aufs Neue zu schärfen“, das 
heißt die „sozialen, politischen, und in einem gewissen Sinne auch die sozialpsy-
chologischen Bedingungen für Faschismus und Krieg exakt herauszuarbeiten“, 
täten „Nolte und seine Mitstreiter“ das Gegenteil. Sie arbeiteten an einem 
„neue[n] Nationalbewußtsein“, das von den „Schattenseiten der deutschen Ge-
schichte weitgehend befreit ist“. Die Kontroverse zwischen den „konservativen 
Kräften, die sich für eine Revision bislang gültiger Urteile über den deutschen 
Faschismus einsetzten, und liberalen und sozialreformistisch orientierten Wissen-
schaftlern“ sei nur vorläufig zum Erliegen gekommen. Mit Genugtuung notierte 
Villain: „Solche bekannten Wissenschaftler wie Eberhard Jäckel, Hans Mommsen 
und Hans-Ulrich Wehler widerlegten mühelos die fragwürdigen Gedankengebäu-
de der ‚Revisionisten‘ und kamen auch zu einigen durchaus überzeugenden und 
treffenden Einsichten, ohne jedoch zu einer qualitativ neuen, weil marxistischen 
Einschätzung vorzustoßen“. 

Im Verlauf seiner Analyse musste auch dieser DDR-Historiker auf die „bolsche-
wistischen Verbrechen“ eingehen, die während des Historikerstreits dem Stalinis-
mus angelastet worden waren. Nolte zitierend zählte Villain sie auf: „Massende-
portationen und -erschießungen, Folterungen, Todeslager, Ausrottung ganzer 
Gruppen nach bloß objektiven Kriterien, öffentliche Forderungen nach Vernich-
tung von Millionen schuldloser, aber als ‚feindlich‘ erachteter Menschen“. Dies 
alles sei jedoch „erfundene Greuelpropaganda [sic!]“, die allein dazu diene, anti-
kommunistische Stimmungslagen in der Bevölkerung anzuheizen. Es sei daher 
wichtig, sich mit guten Argumenten zur „schwierigen“ Entstehungsgeschichte der 
Sowjetunion „zu wappnen“, man wisse ja, dass der „Aufbau des Sozialismus in 
einem Lande, umgeben von einer Welt von Feinden, bei allen Erfolgen auch ein 
schwieriger Weg“ gewesen sei und dass dabei „Fehler“, „Versäumnisse“ und „Ver-
brechen“ aufgetreten seien. Hier dürfe man sich aber 

„weder wegducken noch aus einer defensiven Position heraus diskutieren, und 
schon gar nicht dürfen wir uns auf seine [des Klassengegners] Argumentations-
linien festnageln lassen. Entscheidend ist, das klassenmäßige Wesen historischer 
Prozesse herauszuarbeiten, nach den Ursachen zu fragen und – soweit das jeder 
einzelne vermag – konkret zu argumentieren.“

81	 BStU, MfS, HVA/1360, Bl. 3-24, Jörg Villain, Der Historikerstreit – Wissenschaft, Politik und 
Ideologie nach der „Wende“ in der BRD, undatiert (ca. Ende 1988).
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Villain wollte mit seiner Ausarbeitung zu einer offensiven Argumentationsfähig-
keit beitragen, indem er auf diese historischen Streitfragen vier Antworten formu-
lierte: in Bezug auf die „Beziehung zwischen Faschismus und Kommunismus“, die 
Motive für die „Welteroberungspläne des deutschen Imperialismus“, die ver-
meintlich irrige Vorstellung eines „Rassenmord[s]“ und den „,Klassenmord‘ der 
Bolschewiki“, den er für „schlicht erfunden“ erklärte. Bemerkenswert ist, wie Vil-
lain insbesondere die letzten beiden Punkte (gewissermaßen in Umkehrung des 
Nolteschen Gedankengangs) in einer doppelten Negation argumentativ mitei-
nander verband. Die Behauptung, es habe keinen „Klassenmord“ gegeben, ergab 
sich gleichsam logisch aus der Behauptung, es habe „keinen ‚Rassenkrieg‘ oder 
,Rassenmord‘ des deutschen Faschismus an sich“ gegeben. In seltener Deutlich-
keit stellt diese Argumentation eine Holocaust-Relativierung von links in Rein-
form dar.

Als positiv vermerkte Villain, dass im Laufe des Streits nicht nur die außenpoli-
tischen Zielvorstellungen der Bonner Regierung samt ihrer intellektuellen Unter-
stützermilieus sichtbar geworden seien, sondern auch potenzielle Verbündete in 
einer über die Mauer hinweg „progressiven“ deutsch-deutschen Abwehrfront. Die 
Frage der „operativen Nutzung“ der als progressiv eingeschätzten West-Historiker 
erörterte er entsprechend ausführlich. Es müssten sämtliche Aspekte der Debatte 
analysiert werden, denn sie biete „Ansatzpunkte für die Schaffung von Gesprächs-
konzeptionen“, mit denen Personen mit einer gewissen „politisch-ideologischen 
Übereinstimmung“ angeworben werden könnten. Man werde so „zur gezielten 
Abklärung politischer Einstellungen, Informationsbedürfnisse und -stände sowie 
zur Anbahnung eines ausbaufähigen Dialoges“ beitragen. 

Es gebe keinen Zweifel, so Villains Resümee, dass die „friedenspolitische Offen-
sive der sozialistischen Staatengemeinschaft mit der Sowjetunion an der Spitze 
und der Anteil unseres Landes am Zustandekommen der Dialogpolitik mit der 
BRD“ an der vorläufigen Niederlage der „rechtskonservativen Vordenker“ ihren 
Anteil habe. Zudem seien die „sozialreformistischen“ Historiker mit ihren sozial- 
und strukturgeschichtlichen Forschungen immer näher an die Positionen von 
DDR-Historikern herangerückt. „Zu einer zutreffenden umfassenden Analyse“ 
würden jedoch auch sie so lange nicht vordringen können, wie sie an ihrer „Klas-
senposition“ festhielten. Unterdessen gewinne der Weltsozialismus weiter an 
„Ausstrahlungskraft“. 

V. Fazit: Der Historikerstreit in der politischen Kultur (Ost-)Deutschlands

Die in diesem Dokument manifeste Selbstsicherheit war das Resultat einer strin-
genten Sozialisation in eine „Tschekisten“-Elite, die den Apparat „im Dienste des 
Volkes“ zwar bis zum Herbst 1989 ganz überwiegend unbeirrt führte, aber im Ver-
lauf der Herbstrevolution ihren Sinnzusammenhang und damit ihr spezifisches 
Rollenverständnis verlor: Niemand im MfS kam in der schwersten Krise des SED-
Staats auf die Idee, tatsächlich zu den Waffen zu greifen und „lieber stehend [zu] 
sterben als kniend in Knechtschaft“ zu leben, wie es Erich Mielke noch im Septem-
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ber 1989 beschworen hatte.82 Es bleibt fraglich, welche realhistorische Wirkung 
derartige Überlegungen an der Schnittstelle von Historiografie und Konspiration 
hatten. Innerhalb des MfS wurden sie zu Schulungs- und Weiterbildungszwecken 
verbreitet und flossen zumindest punktuell auch in das operative Geschäft von 
DDR-Zeithistorikern ein, die als Inoffizielle Mitarbeiter (IM) dem MfS zuarbei-
teten.83 Ein prominent platzierter West-Berliner IM war bereits im September 1987 
in Klein Schwarzlosen bei Stendal als Referent zum Thema „Historikerstreit in der 
Bundesrepublik Deutschland“ aufgetreten.84 

Jenseits des überschaubaren operativen Nutzens stellt der für den MfS- und 
parteiinternen Gebrauch verfasste Text die wohl umfassendste Analyse der Kon-
troverse dar, die je in der DDR verfasst wurde. Sie verrät mehr über den „geistig-
moralischen Bezirk“, in dem sie entstand, als über den Gegenstand, dem sie sich 
widmete. Sie steht gleichsam exemplarisch für den politischen, wissenschaftli-
chen und gesellschaftlichen Umgang mit dem Holocaust – oder vielmehr dessen 
weitgehender Marginalisierung und Verkürzung – und den stalinistischen Gewalt-
verbrechen in der ostdeutschen Geschichts- und Erinnerungskultur. Sie illus-
triert, dass der Historikerstreit eine bisher vernachlässigte deutsch-deutsche Di-
mension aufwies, die über die Zäsur 1989/90 hinaus Fragen für die zeithistorische 
Forschung aufwirft: Etwa welche Relevanz die Kontroverse beziehungsweise ihre 
Nichtaustragung in der DDR mit Blick auf die geteilte Demokratisierungsge-
schichte hat oder inwiefern die in ihr artikulierten Forderungen nach einer nati-
onale Identität stiftenden Normalisierung der Geschichte zur deutsch-deutschen 
Vorgeschichte des seit 2013 erstarkenden Rechtspopulismus und Neonationalis-
mus gehören.85 Und nicht zuletzt umreißt Villains wenige Monate vor dem Zusam-
menbruch des SED-Regimes verfasste Argumentationsvorlage eindrücklich den 

82	 Süß, Staatssicherheit, S. 71. Zum auch im MfS anwachsenden „kritischen Potential“ und dor-
tigen „Aufweichungserscheinungen“ vgl. ebenda, S. 113 f.

83	 Etwa die des IM „Ernst“ alias Olaf Groehler. Zum Teil gleichen sich Groehlers Berichte und 
Villains „Historikerstreit“-Analyse bis in die Formulierungen hinein. Zum Beispiel spekulier-
te letzterer, dass es den konservativen Kräften um die „Viererbande“ letztlich darum gehe, 
den Antikommunismus „als Zuchtrute“ wiederzubeleben und „alte Feindbilder neu aufzu-
polieren“ (Bl. 10), was an den Wortlaut der Schlussanalyse in Groehlers Bericht über ein 
deutsch-deutsches Zeithistorikertreffen in Müggelheim erinnert; BStU, MfS, AIM 17697/91, 
Beifügung 2, S. 360 f., IM „Ernst“, Bericht vom 5.1.1989 zur Tagung in Müggelheim. Vgl. 
dazu Morina, Triumph und Demütigung, in: Maubach/Morina (Hrsg.), 20. Jahrhundert,  
S. 230–244.

84	 Es handelt sich dabei um den Studienleiter der Evangelischen Akademie in Berlin (West), 
Peter Heilmann (IM „Adrian Pepperkorn II“), der laut Zeitungsbericht auf der Veranstaltung 
„Neues Denken und Friedensverantwortung von Christen in Ost und West“, anlässlich des 9. 
Treffens von Christen aus Ost- und Westdeutschland, ein Referat über den Historikerstreit 
hielt; vgl. Neue Zeit vom 26.11.1987: „Konsequent als Kirche im Sozialismus leben. Vom CFK-
Seminar in Klein Schwarzlosen“. Heilmann wurde 1999 wegen seiner jahrzehntelangen Tä-
tigkeit für das MfS zu einer Bewährungsstrafe verurteilt; vgl. Berliner Zeitung vom 29.4.1999: 
„Im Mittelpunkt stand der Mensch“. Zu Heilmanns Taten vgl. Hermann Weber/Gerda 
Weber, Leben nach dem „Prinzip links“. Erinnerungen aus fünf Jahrzehnten, Berlin 2006,  
S. 220–227.

85	 Vgl. Norbert Frei u. a., Zur rechten Zeit. Wider die Rückkehr des Nationalismus, Berlin 2019.
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offenen Erwartungshorizont der damaligen intellektuellen und politischen Eliten 
– auf beiden Seiten der Mauer: Zu einer Zeit, da fast niemand das Ende der DDR 
imaginierte, imaginierten nicht wenige dort das Ende der Bundesrepublik. 
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Dokument

Bl. 4

Der Historikerstreit – Wissenschaft, Politik und Ideologie nach der „Wende“ in 
der BRD86

Im Jahr 1986 entbrannte in der BRD eine heftige Auseinandersetzung unter ange-
sehenen Historikern, Politologen und anderen Gesellschaftswissenschaftlern um 
die Behandlung des historischen Erbes des Nationalsozialismus, die schon bald 
als Historikerstreit bekannt wurde. 
Die Kontroverse zwischen den konservativen Kräften, die sich für eine Revision 
bislang gültiger Urteile über den deutschen Faschismus einsetzten, und liberalen 
und sozialreformistisch orientierten Wissenschaftlern wirft ein bezeichnendes 
Schlaglicht auf das Zusammenspiel von Wissenschaft, Ideologie und Politik in der 
BRD der ausgehenden 80er Jahre und erhellt die Ziele und Methoden, Möglich-
keiten und Grenzen ideologischer Wendemanöver in der Gegenwart.
Im April 1986 schrieb Michael Stürmer87 in der FAZ88: „In einem Land ohne Erin-
nerung ist alles möglich. Die Meinungsforschung warnt, daß unter allen Industrie-
ländern die Bundesrepublik Deutschland die größte Schwerhörigkeit verzeichne 
zwischen den Generationen, das geringste Selbstbewußtsein der Menschen, den 
gründlichsten Wertewandel zwischen ihnen. Wie werden die Deutschen morgen 
ihr Land, den Westen, sich selbst sehen? Es bleibt anzunehmen, daß die Kontinu-
ität überwiegt. Aber sicher ist es nicht.“ (FAZ, 25.4.1986) 
Stürmer verweist dann auf das in letzter Zeit spürbar gewachsene Interesse an Ge-
schichte – vom Museum bis zum Trödelmarkt –, weist auf Orientierungsverlust 
und Identitätssuche unter der Bevölkerung hin und kommt dann ganz unver-
blümt zur Sache: „Wer aber meint, daß alles dies auf Politik und Zukunft keine 
Wirkung habe, der ignoriert, daß in geschichtslosem Land die Zukunft gewinnt, 
wer die Erinnerung füllt, die Begriffe prägt und die Vergangenheit deutet.“ (Eben-
da)

86	 BStU, MfS, HVA/1360, Bl. 3-24, Jörg Villain, Der Historikerstreit – Wissenschaft, Politik und 
Ideologie nach der „Wende“ in der BRD, undatiert (ca. Ende 1988). Orthografische Fehler 
und Interpunktionen wurden beibehalten.

87	 Michael Stürmer, geb. 1938, 1973–2003 Professor für Mittlere und Neuere Geschichte an der 
Universität Erlangen, 1980–1986 außenpolitischer Berater Helmut Kohls. 

88	 Vgl. Stürmer, Geschichte, in: Historikerstreit, S. 36.
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Bl. 5

Wir wollen uns nicht bei der Interpretation dieses Zitats aufhalten, müssen aber 
auf zwei Aspekte aufmerksam machen, die für uns besonders interessant sind: auf 
den Zusammenhang von Geschichte und Politik und auf die von dem promi-
nenten konservativen Historiker Stürmer geforderte Neuinterpretation der Ge-
schichte. Beide Fragen berühren unsere Arbeit unmittelbar. Zwischen Politikern 
und Historikern bestehen in der BRD vielfältige Verflechtungen. Gerade in sol-
chen Bereichen wie denen der sogenannten Deutschland- und Ostpolitik sind 
diese Verflechtungen so eng wie kaum an anderer Stelle. Geschichtswissenschaft 
und historische Forschungen dienen hier eindeutig einer politischen Aufgabe, 
die sich gegen unsere Gesellschaft und gegen unseren Staat richtet. Aber auch 
übergreifend ist es die Funktion bürgerlicher Historiographie, die bestehende 
gesellschaftliche Ordnung der BRD zu legitimieren, die Bevölkerung mit solchem 
historischen Wissen, mit solchen Wertungen, Vorstellungen und Überzeugungen 
zu versorgen, daß sie die BRD als ihren Staat akzeptiert, die spätkapitalistische 
Wirtschaftsweise als die überlegene versteht und auch die Außenpolitik mitträgt.
Nun ist dies alles nicht neu. Offensichtlich sind aber die Meinungen in den herr-
schenden Kreisen der BRD geteilt, ob die Geschichtswissenschaft bisher ihrem 
Auftrag in ausreichendem Maße gerecht geworden sei bzw. ob es unter den heu-
tigen Bedingungen nicht erforderlich ist – und hier wollen wir es deutlich sagen, 
worum es eigentlich geht –, Nationalismus und Antikommunismus in höheren 
Dosen zu verabreichen.
Unmittelbar nach der Niederlage des deutschen Imperialismus haben bürgerli-
che Historiker begonnen, mit ihren Mitteln für die kapitalistische Entwicklung 
und gegen eine sozialistische Perspektive zu arbeiten. 
Nachdem in den ausgehenden 40er und 50er Jahren vor allem jene „europä-
ischen“, „abendländischen“ und offen antikommunistischen Gegenstände im 
Mittelpunkt historischer Untersuchungen standen, die für die Begründung von 
Restauration und NATO-Bindung anwendbar waren, gelangten in den 60er und 
70er Jahren solche

Bl. 6

Forschungsrichtungen zu höherem Ansehen wie Sozial- und Strukturgeschichte. 
Eine wichtige Aufgabe stellte für die BRD-Historiker von Anfang an die Auseinan-
dersetzung mit dem deutschen Faschismus dar. Gerade bei der Untersuchung 
und Darstellung dieses Gegenstandes wurden eindeutige politische Absichten 
verfolgt und demzufolge die Geschichte in ein entsprechendes Raster gepreßt. 
Die Frage, wie Hitler an die Macht gelangen konnte, wurde aus dem Zusammen-
spiel von links und rechts in der Weimarer Republik erklärt. Die Schuld für die 
Verbrechen, die in Nazideutschland und Europa begangen wurden, wurde allein 
auf [sic!] Adolf Hitler bzw. auch beim deutschen Volk gesehen. Der Widerstand 
reduzierte sich auf die Männer des 20. Juli 1944. Grundsäule dieses Geschichts-
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verständnisses, das für die 50er und 60er Jahre bezeichnend war, war die Totalita-
rismusdoktrin mit ihrer Gleichsetzung von Faschismus und Kommunismus. Die 
einfachen Klischees des kalten [sic!] Krieges konnten sich jedoch zumindest in 
der Geschichtswissenschaft nicht halten. Auch unter dem Druck der von marxisti-
schen Historikern der DDR vorgelegten Forschungsergebnisse entschlossen sich 
vor allem jüngere Historiker zu einer differenzierteren Auseinandersetzung mit 
der Vergangenheit. Bis in die Mitte der 80er Jahre blieb es nur einer Randgruppe 
rechtsextremer Historiker vorbehalten, das Dritte Reich zu verteidigen. Die bei-
den Hauptrichtungen in der offiziellen BRD-Historiographie, die konservative 
und die sozialreformistisch orientierte, sind sich in der verbalen Verurteilung des 
Nationalsozialismus einig. Die sozial- und strukturgeschichtlich orientierten His-
toriker – viele von ihnen stehen der SPD nahe oder sind deren Mitglieder – be-
mühten sich, eine Vielfalt von Wirkungsfaktoren für den Faschismus zu finden, zu 
denen auch die sogenannten alten Eliten, d.h. Teile von Bourgeoisie, Junkertum, 
höhere Beamte und Angestellte zählen. Zu einer zutreffenden umfassenden Ana-
lyse drangen sie indes nicht vor, da dies mit einer Aufgabe ihrer Klassenposition 
verbunden gewesen wäre. Dies blieb den marxistischen Historikern in der DDR 
und der BRD vorbehalten.

Bl. 7

Vor diesem Hintergrund entfaltete sich 1986 der Historikerstreit. Er wurde for-
mell von dem Frankfurter Philosophieprofessor Jürgen Habermas89 eröffnet, der 
in der „Zeit“ einen Aufsatz gegen die „apologetischen Tendenzen in der deut-
schen Zeitgeschichtsschreibung“ veröffentlichte. („Die Zeit“, 11.7.1986)90 
Daraufhin entbrannte zwischen konservativen und sozialreformistischen Histori-
kern eine äußerst heftige, bis ins Persönliche hineingehende Polemik, die vor 
allem in der FAZ und der „Zeit“ aber auch in anderen überregionalen Zeitungen 
und Zeitschriften geführt wurde. Nach einem halben Jahr ebbte der Streit etwas 
ab, seine Ausläufer sind aber bis zum heutigen Tag zu spüren.
Was war geschehen? Habermas – wir erinnern uns, daß er in der APO und der 
sogenannten Neuen Linken eine Rolle gespielt hatte – schlug Alarm, weil er in 
einigen Veröffentlichungen prominenter konservativer Historiker „revisionis-
tische Tendenzen“91 an der bisherigen gültigen Faschismusbewertung zu erken-
nen glaubte. In allgemeiner Form hatte Stürmer dafür den Rahmen vorgegeben, 
als er für Neubewertung und „Sinnstiftung“ eintrat und vor dem Gespenst des 
Antifaschismus warnte (FAZ, 25.4.1986). Der Bonner [sic!] Geschichtsprofessor 

89	 Jürgen Habermas, geb. 1929, 1983–1994 Professor für Philosophie an der Universität Frank-
furt a. M.

90	 Wiederabdruck in: Historikerstreit, S. 62–76.
91	 So findet sich die Formulierung nicht in Habermas’ Text „Schadensabwicklung“, in: Histori-

kerstreit, S. 62 und S. 72 f.; vielmehr sprach er (im Untertitel) von „apologetischen Tenden-
zen“, einem „Neuen Revisionismus“ und „revisionistische[r] Historie“. 
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Andreas Hillgruber92 veröffentlichte eine Schrift zum Jahr 1944 mit dem Titel 
„Zweierlei Untergang“.93 Schon der Untertitel, der auf die beiden Untersuchungs-
schwerpunkte hinwies, verrät, in welchem Geist diese Vergangenheitsbewältigung 
vorgenommen wurde: „Zerschlagung des deutschen [sic!] Reiches“ und „Ende 
des europäischen Judentums“. Hier wird nicht nur Unvergleichbares miteinan-
der in Zusammenhang gestellt, es wird auch bewertet: Zerschlagung und Ende…
Und um welches Hauptproblem ringt Hillgruber? Er stellt die Frage der Identifi-
kation des Historikers und damit auch indirekt des Lesers zum Jahr 1944 ange-
sichts der drohenden Niederlage des deutschen Faschismus. Unverfroren unter-
scheidet er zwischen der „Gesinnungsethik“ der Männer des 20. Juli und der 
verantwortungsethischen Position der Befehlshaber, Landräte und Bürgermeister 
in den deutschen Ostgebieten, und seine Sympathie ist eindeutig beim „deut-
schen Ostheer“, das einen „Schutzschirm“ gegen die

Bl. 8

Rote Armee bot und auch bei denjenigen „Hoheitsträgern der NSDAP“, die sich 
in dieser Zeit bei der Organisierung der militärischen Verteidigung und der Eva-
kuierung der Bevölkerung „bewährten“. (Historikerstreit, München-Zürich 1987, 
S. 331–351)
Ähnlich argumentierte der renommierte Kölner [sic!] Historiker Klaus 
Hildebrand,94 wenn er von der Tragödie der deutschen Soldaten sprach, deren 
Kampf gegen die Rote Armee „unsägliches Leid verhinderte und doch die Exis-
tenz des nationalsozialistischen Unrechtsregimes verlängerte“ (ebenda, S. 88).95

Hier wird die Geschichte völlig auf den Kopf gestellt. Man muß doch fragen, wel-
che Armee unsägliches Leid über Deutschland und Europa brachte, die des deut-
schen Faschismus oder die der Sowjetunion. Und wer griff eigentlich an, und wer 
verteidigte sich? Oder sollte die Rote Armee etwa an den Grenzen Hitlerdeutsch-
lands stehen bleiben? Welche Folgen hätte das denn gehabt? Und wie verträgt 
sich die Aussage Hildebrands von [sic!] der Verhinderung von Leid durch die 
Fortsetzung des Krieges mit allen Mitteln nun auf deutschem Boden mit der his-
torischen Tatsache, daß gerade in jener Zeit die größten Verluste unter der deut-
schen Bevölkerung zu beklagen waren?
Doch genug damit. Die Äußerungen Hillgrubers und Hildebrands nehmen sich 
fast noch zurückhaltend aus, setzt man sie in Relation zu denen Ernst Noltes, Pro-

92	 Andreas Hillgruber (1925–1989), 1972–1989 Professor für Mittlere und Neuere Geschichte 
an der Universität zu Köln.

93	 Vgl. Andreas Hillgruber, Zweierlei Untergang. Die Zerschlagung des Deutschen Reiches und 
das Ende des europäischen Judentums, Berlin 1986.

94	 Klaus Hildebrand, geb. 1941, 1982–2010 Professor für Mittlere und Neuere Geschichte an 
der Universität Bonn. 

95	 Vgl. Klaus Hildebrand, Das Zeitalter der Tyrannen. Geschichte und Politik: Die Verwalter der 
Aufklärung, das Risiko der Wissenschaft und die Geborgenheit der Weltanschauung – eine 
Entgegnung auf Jürgen Habermas, in: Historikerstreit, S. 84–92.
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fessor für Geschichte an der FU Westberlin und seit Anfang der 60er Jahre mit 
Untersuchungen zum sogenannten Dritten Reich hervorgetreten.96 Nolte warf die 
Frage auf, ob nicht die ganze Geschichte des Dritten Reiches einer Revision be-
dürfe. Und er beantwortete seine Frage gleich wieder positiv, indem er auf die 
Notwendigkeit hinwies, sie in eine neue Perspektive hineinzustellen. Nun ist an 
sich diese Forderung bezogen auf die offizielle Geschichtswissenschaft der BRD 
nicht verkehrt, da historisch gesehen längst überfällig. Denn bis zum heutigen 
Tag ist es ihr nicht gelungen, den Faschismus in die Perspektive hineinzustellen, 
in die er gehört, in die der kapitalistischen Gesellschaftsordnung. Der Faschismus 
ist die „offene, terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinisti-
schen, am meisten imperialistischen

Bl. 9

Elemente des Finanzkapitals“.97 Diese Einschätzung des Faschismus als einer 
Herrschaftsmethode des Imperialismus gibt es seit 1935, sie wurde auf dem VII. 
Weltkongreß der Kommunistischen Internationale gegeben und nicht nur von 
der marxistischen Geschichtsschreibung, sondern von der Geschichte selbst be-
stätigt. Aber das ist nicht die Perspektive, die Ernst Nolte vorschwebt. Wie Stürmer 
sieht er im Antifaschismus eine ernste Gefahr. Und aus der Geschichte der letzten 
dreihundert Jahre sieht er sich zu der „zentralen Folgerung“ getrieben, „von der 
Tyrannei des kollektivistischen Denkens“ freizuwerden [sic!] und die „entschie-
dene Hinwendung zu allen Regeln einer freiheitlichen Ordnung“ zu vollziehen 
(Historikerstreit, S. 46).98

Also konstruiert er beginnend mit der industriellen Revolution einen Grundwi-
derspruch zwischen bürgerlicher Gesellschaftsordnung und den von ihr hervor-
gerufenen gesellschaftlichen Veränderungen und Problemen einerseits und den 
seit dem 17. Jahrhundert immer wieder aufgetretenen gesellschaftlichen Konzep-
tionen und Bestrebungen zur Lösung dieser Probleme auf der anderen Seite. Er 
zieht ausdrücklich eine Linie von Babeuf99 zu Pol Pot,100 wirft alle, wie er es nennt, 
„Befreiungsbewegungen“ in einen Topf, die utopischen Sozialisten, englische 
Agrarreformer, den Kommunismus, Hitler, die PLO usw. und lastet ihnen gleich-

96	 Ernst Nolte (1923–2016), 1973–1991 Professor für Neuere Geschichte an der Freien Univer-
sität Berlin. Nolte wurde bekannt durch seine 1963 veröffentlichte Habilitationsschrift „Der 
Faschismus in seiner Epoche“. 

97	 Das ist die Formel, die Georgi Dimitroff 1935 geprägt hatte; vgl. ders., Arbeiterklasse gegen 
Faschismus – 7. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale. Bericht und Schlußwort 
zum 2. Punkt der Tagesordnung, Straßburg 1935, S. 5 f.

98	 Ernst Nolte, Vergangenheit, die nicht vergehen will. Eine Rede, die geschrieben, aber nicht 
gehalten werden konnte, in: Historikerstreit, S. 39–47, hier S. 46. In der Printausgabe „Histo-
rikerstreit“ ist das Wort „allen“ hervorgehoben.

99	 François-Noel Babeuf (1760–1797), französischer Sozialist und Revolutionär, 1797 wegen 
Verschwörung hingerichtet.

100	 Pol Pot (Saloth Sar, 1925 oder 1928–1998), politischer und militärischer Anführer der Roten 
Khmer, 1976–1979 Premierminister von Kambodscha.
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sam die Schuld für die Übel der Welt, vor allem jedoch für den Tod vieler Millio-
nen Menschen im 20. Jahrhundert an. Das ist aber nur der allgemeine Rahmen. 
Bezogen auf die Geschichte des deutschen Faschismus fordert er eine Revision 
des Geschichtsbildes vor allem in zwei Punkten:

1.	 Die Vernichtung der Juden war nicht einzigartig und
2.	 die Verbrechen des deutschen Faschismus sind eine Kopie und eine 

Reaktion auf die Untaten des Bolschewismus.

Wir werden uns später noch eingehender mit diesen Behauptungen auseinander-
setzen, da wir an ihnen nicht einfach vorübergehen können. Wir können das 
nicht tun, weil sie auf Grundstimmungen, in Teilen der Bevölkerung abzielen, 
weil sie einen eindeutigen politischen Zweck verfolgen, der sich direkt gegen uns 
richtet. Und dieser

Bl. 10

Zweck besagt nichts anderes als alte Feindbilder neu aufzupolieren, als, in einer 
Zeit, da sich die westeuropäischen und bundesrepublikanischen Eigeninteressen 
deutlicher als je in den letzten 30 Jahren von den amerikanischen abheben, den 
Antikommunismus als Zuchtrute einzusetzen, um Disziplin und Ordnung zu hal-
ten. Es würde zu weit führen, wenn der weitere Verlauf des Historikerstreits darge-
stellt würde. Von seiten der sozialreformerischen und liberalen Historiker wurden 
die Angriffe der konservativen zum Teil entschieden zurückgewiesen. Solche be-
kannten Wissenschaftler wie Eberhard Jäckel,101 Hans Mommsen102 und Hans-Ul-
rich Wehler103 widerlegten mühelos die fragwürdigen Gedankengebäude der „Re-
visionisten“ und kamen auch zu einigen durchaus überzeugenden und treffenden 
Einsichten, ohne jedoch zu einer qualitativ neuen, weil marxistischen Einschät-
zung vorzustoßen.
Nach etwa einem halben Jahr war die erste heftigste Etappe des Streits abgeschlos-
sen, ohne daß eine der beiden Seiten von ihrer Position abgegangen wäre. Seit-
dem ist zu beobachten, wie dieses Thema immer wieder neu aufgegriffen wird, 
und es ist zu vermuten, daß nun in Form größerer Darstellungen die Konserva-
tiven versuchen werden, ihre Auffassungen in soliderer Form zu präsentieren. 

101	 Eberhard Jäckel (1929–2017), 1967–1997 Professor für Neuere Geschichte an der Universi-
tät Stuttgart.

102	 Hans Mommsen (1930–2015), 1968–1996 Professor für Neuere Geschichte an der Ruhr-
Universität Bochum. 

103	 Hans-Ulrich Wehler (1931–2014), 1971–1996 Professor für Allgemeine Geschichte unter be-
sonderer Berücksichtigung der Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts an der Universität 
Bielefeld. Wehler publizierte erst 1988 einen Beitrag zur Debatte; vgl. ders., Entsorgung der 
deutschen Vergangenheit? Ein polemischer Essay zum „Historikerstreit“, München 1988.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 68 (2020), Heft 2 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2020_2.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 2/2020

282   Christina Morina

Nolte hat Ende 1987 dazu bereits ein umfängliches Buch104 herausgebracht. Wäh-
rend des gesamten Historikerstreits wurde übrigens – und das sei als Randbemer-
kung gestattet – kein einziges neues Forschungsergebnis, keine bislang unbekann-
te Tatsache herangezogen.
Nun nochmals zu den beiden Behauptungen Noltes, in denen er von Hildebrand 
und ganz massiv von dem Mitherausgeber der FAZ, Joachim Fest, unterstützt wur-
de.105 
Wenn man von der gegenwärtigen Lage in der BRD und ihrer Rolle in der Weltpo-
litik ausgeht, so liegt es in ihrem ureigensten Interesse, aktiv für Frieden und Ent-
spannung einzutreten. Diese Aufgabe hat aber auch mit Geschichte zu tun, denn 
die beiden größten Vernichtungskriege der Menschheit gingen von deutschem 
Boden aus. Daraus erwächst eine spezielle Verantwortung, alles dafür zu tun, daß 
ein drittes Mal auch nur unter deutscher 

Bl. 11

Beteiligung ausgeschlossen bleibt. Schaut man von dieser elementaren und pri-
mären politischen Aufgabe in die Geschichte und bestimmt von daher die Aufga-
ben der Geschichtswissenschaft, so kann ihr Auftrag nur sein, aus den Lehren der 
Geschichte heraus das Bewußtsein für die Verantwortung der beiden deutschen 
Staaten und ihrer Bevölkerung immer aufs Neue zu schärfen. Das heißt aber vor 
allem, die sozialen, politischen, und in einem gewissen Sinne auch die sozialpsy-
chologischen Bedingungen für Faschismus und Krieg exakt herauszuarbeiten, 
die Ausdrucksformen und Folgen der faschistischen Diktatur in ihrer ganzen 
Tragweite darzustellen, die von ihr ausgehende Bedrohung der Menschen ein-
dringlich vor Augen zu stellen.
Was aber tun Nolte und seine Mitstreiter? Das Gegenteil. Sie haben es sich zur 
Aufgabe gemacht, ein neues Nationalbewußtsein zu schaffen, das von den Schat-
tenseiten der deutschen Geschichte weitgehend befreit ist. Kein ernsthafter 
Mensch kann heute die in deutschem Namen begangenen Verbrechen leugnen, 
auch keine konservativen BRD-Historiker. Aber es ist schon denkbar, daß man 
versucht, diese Verbrechen zu relativieren nach dem Motto „Jeder hat Dreck am 
Stecken“. Und dann ist die Vergangenheit nur noch halb so schlimm. Deshalb 
werden nicht nur die deutschen Kriegszielplanungen für den – was unter den 
Tisch fällt – Angriff im II. Weltkrieg herangezogen, sondern auch sowjetische und 
englische. Deshalb führt Nolte eine Rede Chaim Waizmanns106 [sic!], des Vorsit-

104	 Hier ist wohl Ernst Nolte, Das Vergehen der Vergangenheit. Antwort an meine Kritiker im 
sogenannten Historikerstreit, Berlin/Frankfurt a. M. 1987, gemeint.

105	 Joachim C. Fest (1926–2006), 1973–1993 Mitherausgeber und Leiter des Feuilletons der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ). Fest verantwortete die Veröffentlichung von Noltes 
Artikel „Vergangenheit, die nicht vergehen will“ in der FAZ. 

106	 Von einer „offiziellen Äußerung“, nicht von einer Rede, die es so auch nie gegeben hat, 
sprach Nolte, Geschichtslegende, in: Historikerstreit, S. 24. Chaim Weizmann (1874–1952), 
Präsident der „Jewish Agency“, hatte am 2.9.1939 in einem offenen Brief an Neville Cham-
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zenden des jüdischen Weltbundes aus dem Jahre 1939 an, deutet sie – wie die 
Nazis – als Kriegserklärung an den Nationalsozialismus und rechtfertigt damit in 
gewissem Maße die Judenverfolgung. Deshalb werden bestimmte Fragen über-
haupt nicht gestellt, werden wichtige Fakten überhaupt nicht angeführt, deshalb 
wird aus der Problematik des Faschismus und seiner Verbrechen nur ein Problem 
herausgenommen und in einen völlig fremden Zusammenhang gestellt, die Ver-
nichtung der Juden. Hier scheint die Möglichkeit gegeben, eine Aufrechnung 
vorzunehmen. Originalton Nolte: „Es ist ein auffallender Mangel der Literatur 
über den Nationalsozialismus, daß sie nicht weiß oder nicht wahrhaben will, in 

Bl. 12

welchem Ausmaß all dasjenige, was die Nationalsozialisten später taten, mit allei-
niger Ausnahme des technischen Vorgangs der Vergasung, in einer umfang-
reichen Literatur der frühen 20er Jahre bereits beschrieben war: Massendeporta-
tionen und -erschießungen, Folterungen, Todeslager, Ausrottungen ganzer 
Gruppen nach bloß objektiven Kriterien, öffentliche Forderungen nach Vernich-
tung von Millionen schuldloser, aber als ‚feindlich‘ erachteter Menschen.“ (Eben-
da, S. 45)107

Hier schrumpft die Vernichtung von Millionen Menschen durch die Nazis, wie 
einer der Kritiker Noltes bemerkte, auf eine „technische Innovation“,108 auf die 
Vergasung als neuartige Tötungsmethode. Und Nolte und andere beeilen sich 
noch hinzuzusetzen: die Armeniergreuel [sic!] am Anfang des Jahrhunderts, die 
Bombardierung Hamburgs 1944,109 Pol Pot usw. Aber bleiben wir beim Zitat. Wo-
von handelt eigentlich diese Literatur, wessen Taten werden darin beschrieben, 
wer soll all das schon getan haben, was der deutsche Faschismus später wieder tat? 
„Es ist wahrscheinlich, daß viele dieser Berichte übertrieben waren. Es ist sicher, 
daß auch der ‚weiße Terror‘ fürchterliche Taten vollbrachte… Aber gleichwohl 
muß die folgende Frage als zulässig, ja unvermeidbar erscheinen: Vollbrachten 
die Nationalsozialisten, vollbrachte Hitler eine ‚asiatische‘ Tat vielleicht nur des-
halb, weil sie sich und ihresgleichen als potentielle oder wirkliche Opfer einer 
‚asiatischen‘ Tat betrachteten? War nicht der ‚Archipel GULag‘ ursprünglicher als 
Auschwitz? War nicht der ‚Klassenmord‘ der Bolschewiki das logische und fak-

berlain statuiert, dass die Juden im Kriegsfall auf der Seite Großbritanniens und der Demo-
kratie stehen würden; vgl. Jeffrey Herf, The Jewish Enemy. Nazi Propaganda during World 
War II and the Holocaust, Cambridge 2006, S. 61–63. 

107	 Nolte, Vergangenheit, in: Historikerstreit, S. 45.
108	 Habermas warf Nolte vor, in seiner Argumentation schrumpfe Auschwitz „auf das Format ei-

ner technischen Innovation“ (Schadensabwicklung, in: Historikerstreit, S. 71), und er redu-
ziere „die Einzigartigkeit der NS-Verbrechen auf den ‚technischen Vorgang der Vergasung‘“ 
(Vom öffentlichen Gebrauch der Historie. Das offizielle Selbstverständnis der Bundesrepu-
blik bricht auf, in: Historikerstreit, S. 243–255, hier S. 254).

109	 Hier wird wohl auf die Operation Gomorrha vom 24.7. bis 3.8.1943 angespielt; die Jahresan-
gabe 1944 ist damit falsch.
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tische Prius des ‚Rassenmords‘ der Nationalsozialisten?“ (ebenda).110 Hier ist Nol-
te bei des Pudels Kern, und er wie auch die ihm seelenverwandten Historiker ha-
ben nach Art tibetanischer Gebetsmühlen diesen Gedanken später immer weiter 
variiert.
Der Totalitarismus hat in der Mitte der 80er Jahre seine Dominanz in der BRD-
Historiographie verloren, er hat aber nach wie vor starke Bastionen in ihr und vor 
allem in der veröffentlichten Meinung, und es gibt kaum eine zeitgeschichtliche 
Sendung in den elektronischen Medien, in der er sich nicht ausdrückt. 

Bl. 13

Die konservativen Historiker der BRD sind aber offensichtlich der Meinung, daß 
das nicht ausreicht. Versuchte man bislang die sozialistischen Staaten und die re-
volutionäre Arbeiterbewegung dadurch zu diskreditieren, daß einzelne äußere 
Erscheinungsformen faschistischer und kommunistischer Parteien und Staaten 
aus ihrem Zusammenhang gerissen und miteinander in Vergleich gesetzt wurden, 
so daß das Bild der Übereinstimmung beider entstand, so stehen wir jetzt vor ei-
ner qualitativ neuen Situation. Hier geht es jetzt um die Fragen, was war ursprüng-
licher, was war primär, wer waren die Opfer? In einer fast beispiellosen Verkeh-
rung der Tatsachen, in einer Infamie ohnegleichen wird die Oktoberrevolution 
und die darauffolgende Entwicklung in der Sowjetunion nicht nur mit dem nati-
onalsozialistischen Terrorregime gleichgesetzt, sondern ihr wird noch die Verant-
wortung für die Naziverbrechen aufgebürdet. Nicht die reaktionären Kräfte der 
deutschen Bourgeoisie, die Hitler an die Macht gebracht und an seinem Regime 
bestens verdient haben, nicht die Mordbanden der SS tragen die Schuld an ihren 
Verbrechen, nein, die Bolschewiki sind die wahren Urheber, da sie durch ihre 
wirkliche oder die vielleicht nur als möglich empfundene Politik Hitler und sei-
nen Gefolgsleuten einen solchen Schreck einjagten, sie förmlich in eine Zwangs-
neurose trieben, daß sie gar nicht anders handeln konnten, als sie das dann taten. 
So die abstruse, wissenschaftlich völlig unhaltbare Logik Noltes, die gleichartiges 
nur in Ronald Reagans Wort über die Sowjetunion als Hort alles Bösen hat.111 
Wir sollten uns dennoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß solche Auffassungen 
nicht eine überaus verderbliche Wirkung haben können, und wir tun gut daran, 
uns für die Auseinandersetzung mit ihnen zu wappnen. Dazu nur einige wenige 
Überlegungen:

1.	 Wenn es überhaupt eine Beziehung zwischen Faschismus und Kom-
munismus gibt, dann, daß der Faschismus der radikalste, der brutal-

110	 Nolte, Vergangenheit, in: Historikerstreit, S. 45.
111	 US-Präsident Ronald Reagan nannte erstmals in seiner Rede am 8.3.1983 auf der Jahres-

versammlung der „National Association of Evangelicals“ die Sowjetunion ein „Reich des 
Bösen“; zit. nach Heinrich August Winkler, Geschichte des Westens. Vom Kalten Krieg zum 
Mauerfall, München 2014, S. 819.
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ste und offenste Versuch des Monopolkapitals war, ein für alle Mal 
die revolutionäre Arbeiterbewegung vom Erdboden zu vertilgen. Das 
kann man in Erklärungen und Dokumenten der Nazis nachlesen, 
das kann man vor allem an ihren Taten messen.

Bl. 14

2.	 Die Welteroberungspläne des deutschen Imperialismus, die Verfol-
gung und Vernichtung anderer Nationalitäten und Völker entspran-
gen allein den Interessen der deutschen Monopolbourgeoisie. Sie 
haben eine lange Tradition – auch das läßt sich nachlesen – und er-
reichten unter dem deutschen Faschismus ihre besondere Aggressi-
vität und Abenteuerlichkeit. An Verantwortlichkeit und Schuld für 
den II. Weltkrieg und die im deutschen Namen begangenen Verbre-
chen läßt sich nichts deuteln.

3.	 Es gab keinen „Rassenkrieg“ oder „Rassenmord“ des deutschen Fa-
schismus an sich. Der Vernichtungsfeldzug gegen Juden, Polen, 
Weißrussen, Sinti und andere war ein besonders perfider Bestand-
teil faschistischer Unterdrückungs- und Unterwerfungspolitik nach 
innen und außen, er war Bestandteil des Klassenkampfes des deut-
schen Monopolkapitals.

4.	 Noch viel weniger als den „Rassenmord“ der Nazis gab es den „Klas-
senmord“ der Bolschewiki. Das ist schlicht erfunden, das ist national-
sozialistische Greuelpropaganda [sic!] heute. 
Wir wissen, daß der Aufbau des Sozialismus in einem Lande, umge-
ben von einer Welt von Feinden, bei allen Erfolgen auch ein schwie-
riger Weg war. Unter enormen äußerem Druck und unter ungüns-
tigen inneren Voraussetzungen mußten in der Sowjetunion neue 
Wege beschritten werden, mußte der gesellschaftliche Fortschritt bei 
Strafe des Untergangs durchgesetzt werden. Wer die Rede112 Michael 
Gorbatschows zum 70. Jahrestag der Oktoberrevolution gelesen hat, 
wird darin auch auf die Stellen gestoßen sein, in denen er auf die 
komplizierten Entscheidungssituationen, auf die Fehler, auf Ver-
säumnisse und auch auf begangene Verbrechen aufmerksam macht. 
Der Klassengegner wird uns immer wieder auf wunde Stellen in un-
serer Geschichte stoßen, auf vermeintliche, die er uns einreden will, 
und auf wirkliche, die uns selbst am meisten schmerzen. Hier dürfen 
wir uns weder wegducken noch aus einer defensiven Position heraus 
diskutieren, und schon gar nicht dürfen wir uns auf seine Argumen-

112	 Michail Gorbatschow, Der Oktober und die Umgestaltung. Die Revolution wird fortgesetzt, 
2.11.1987, in: Ders., Ausgewählte Reden und Aufsätze, Bd. 5: April 1987 – Dezember 1987, 
Berlin 1990, S. 354–409. In der DDR war die Rede noch 1987 in der Zeitschrift „Neue Zeit“ 
veröffentlicht worden.
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tationslinien festnageln lassen. Entscheidend ist, das klassenmäßige 
Wesen historischer Prozesse herauszuarbeiten, nach den Ursachen 
zu fragen und –

Bl. 15

soweit das jeder einzelne vermag – konkret zu argumentieren.

Überlegungen zur politischen Funktion des Historikerstreites

Im zweiten Teil soll thesenartig auf einige politische und politisch-operative As-
pekte des Historikerstreites eingegangen werden. Vor allem wird dabei aufzuzei-
gen sein, welche politischen Motivationen hinter den Hauptargumenten dieser 
Auseinandersetzung stehen. Es handelt sich um als besonders wichtig erschei-
nende Zusammenhänge von gesellschaftlichem Interesse, praktischer Politik und 
politischer Theorie innerhalb des politischen Establishments der Bundesrepu-
blik.

1.	 Mit den Grundaussagen der konservativen, nationalistischen Histori-
ker Ernst Nolte, Andreas Hillgruber, Klaus Hildebrand und Michael 
Stürmer, die von dem FAZ-Mitherausgeber Joachim C. Fest unter-
stützt, koordiniert und moderiert werden, ist neben der Ordnung 
des „historischen Hinterlandes“ vor allem die i d e o l o g i s c h e  
A u s r i c h t u n g der BRD auf eine stabilisierte, national-konservative 
Innenpolitik und eine von historischen Rücksichtnahmen befreite 
Interessenpolitik gegenüber den Partnern in der westlichen Allianz 
und Machtpolitik gegenüber den sozialistischen Staaten und den 
Staaten der sogenannten dritten Welt angezielt.
Damit ist gesagt, daß dieser Streit kein fachwissenschaftlicher, son-
dern eine sehr aktuelle politische Auseinandersetzung ist. Beo-
bachter und Teilnehmer des Streites äußerten, daß es sich um einen 
„Stellvertreterkrieg“113 handelt. 
So schrieb der Vorsitzende des Historikerverbandes der BRD, Chris-
tian Meier,114 daß es bei diesem Thema weniger um die Vergangen-

113	 Hans Mommsen, Aufarbeitung und Verdrängung. Das Dritte Reich im westdeutschen Ge-
schichtsbewußtsein, in: Dan Diner (Hrsg.), Ist der Nationalsozialismus Geschichte? Zu His-
torisierung und Historikerstreit, Frankfurt a. M. 1987, S. 74–88, hier S. 87.

114	 Christian Meier, geb. 1929, 1981–1997 Professor für Alte Geschichte unter Berücksichti-
gung der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte an der Universität München, 1980–1988 Vorsit-
zender des Verbands der Historiker Deutschlands. 
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heit als um die Gegenwart und Zukunft geht (FAZ vom 20.11.1986).115 
Es sei auffällig, so Meier weiter, daß die Gesellschaft diesen Streit den 
Historikern überläßt.

Bl. 16

2.	 Eine vorrangige Aufgabenstellung dieser Weißwäscher besteht in der 
„E n t s c h u l d u n g“ des deutschen Monopolkapitals für die massen-
hafte Tötung politisch Andersdenkender, den millionenfachen Mord 
an Juden und Angehörigen anderer Völker sowie die Verantwortung 
für den bisher folgenschwersten Krieg in der Menschheitsgeschichte 
mit dem Ziel, eine auf die „historischen“ Identitätsvorstellungen in 
dieser Klasse eingeschworene Bevölkerung erneut widerspruchslos 
für die eigenen politischen Ziele mißbrauchen zu können. 
Nichts anderes ist mit der Forderung nach „Historisierung“116 des Fa-
schismus bezweckt. 
Nachdem seit der Befreiung vom Faschismus begonnen wurde, den 
Faschismus in Vergessenheit geraten zu lassen, seine Ursachen zu 
verschleiern und in sehr öffentlichkeitswirksamer Form mit dem 
Mitte der 70er Jahre aufgeführten Film von Joachim C. Fest117 die 
zuvor von ihm ausgearbeitete Strategie der Psychologisierung und 
Personalisierung der Schuld am NS-Regime umgesetzt worden ist, 
geht es heute darum, die letzten aus dieser geschichtlichen Schuld 
erwachsenen Fesseln abzustreifen. 
Hierzu dienen die Behauptungen von der Vergleichbarkeit der fa-
schistischen Greueltaten [sic!] mit den anderen geschichtlichen 
Vorgängen und die Unterstellung, daß Hitler seine Untaten als Re-
flex auf angebliche Vorgänge in der Sowjetunion begangen, daß der 
„Klassenmord“ der Oktoberrevolution, der in der Debatte nie mit 
rational zugänglichen Argumenten untersetzt werden konnte, dem 
„Rassenmord“ der Nazis vorausgegangen sei. 
Hierzu ist anzumerken, daß das Naziregime von Beginn an zuerst 
Klassenmorde an den bewußten Vertretern des deutschen Proleta-
riats, den Kommunisten, und anderen antifaschistischen Kräften 

115	 Vgl. Christian Meier, Kein Schlußwort. Zum Streit über die NS-Vergangenheit, in: Historiker-
streit, S. 264–274, hier S. 273.

116	 Broszat, Geister, in: Historikerstreit, S. 190; Martin Broszat, Plädoyer für eine Historisierung 
des Nationalsozialismus, in: Merkur 39 (1985), S. 373–385, und ders., Was heißt Histori-
sierung des Nationalsozialismus?, in: Historische Zeitschrift 247 (1988), S. 1–14. Dazu aus-
führlich die Beiträge in Norbert Frei (Hrsg.), Martin Broszat, der „Staat Hitlers“ und die 
Historisierung des Nationalsozialismus, Göttingen 2007.

117	 „Hitler – Eine Karriere“ kam 1977 in die Kinos; im Januar 1987 strahlte die ARD den Film 
aus.
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begangen hat; Klassengegnern, die keinen bewaffneten Widerstand 
leisteten. Dies ist in all den Auseinandersetzungen, die hier als Histo-
rikerstreit zusammengefaßt werden, zu kurz gekommen.

3.	 Der Streit macht E x i s t e n z ä n g s t e des westdeutschen Monopol-
kapitals deutlich und zeigt auf, wie Herrschaftsstabilisierung auch 
für die befürchteten unruhigeren Zeiten, die der BRD 

Bl. 17

im Zeichen zunehmender sozialer Konflikte im inneren [sic!], der 
Friedensoffensive des Sozialismus und der schärfer werdenden Kon-
kurrenzkämpfe innerhalb der eigenen Bündnisse und Integrations-
zusammenhänge erreicht werden soll [sic!].
Dem innenpolitischen Gegner, äußeren Konkurrenten und dem 
an Ausstrahlungskraft gewinnenden Weltsozialismus soll mit einem 
neubeschworenen Selbstbewußtsein, das aus einer von Anfechtun-
gen der Vergangenheit befreiten „nationalen Identität“ und einem 
vereinheitlichten Blick auf die deutsche Geschichte gewonnen wird, 
begegnet werden.

4.	 In den Auseinandersetzungen wird das Zusammenspiel von Kapital, 
Politik und Wissenschaft sichtbar.
Mit der sogenannten politischen „Wende“ entstand für das Kapital in 
der BRD die Möglichkeit zu radikaleren Einschnitten der sozialen, 
der innen- und außenpolitischen Gestaltung. 
Dem Bedürfnis nach der Verdrängung der nationalsozialistischen 
Vergangenheit ist seit der Befreiung vom Faschismus immer wieder 
mit wechselnder Intensität Rechnung getragen worden. Der erreich-
te Stand der „Historisierung“ des Faschismus ist in der Zeit der sozial-
liberalen Koalition vor allem durch das engagierte Wirken von Kom-
munisten, Antifaschisten und Anhängern der Friedensbewegung, 
aber auch durch eine der sozial-demokratisch geprägten Regierung 
verpflichteten Sozial- und Geschichtswissenschaft partiell aufgeho-
ben worden.
Mit der Übernahme der Regierungsverantwortung durch CDU, CSU 
und FDP 1982 sahen nationalistische Historiker die Möglichkeit, ver-
lorengegangenes Terrain zurückzugewinnen und fühlten sich durch 
einen Bundeskanzler, der Gorbatschow mit Göbbels118 [sic!] und 
die DDR mit dem Hitlerregime verglichen hat, aufgefordert, eine 
gründliche Revision des Bildes vom deutschen Faschismus vorzuneh-

118	 Joseph Goebbels (1897–1945), nationalsozialistischer Politiker, 1933–1945 Reichsminister 
für Volksaufklärung und Propaganda.
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men.119 Die Hans-Martin-Schleyer-Stiftung [sic!] finanziert ein Sym-
posium mit dem Thema „Wem gehört die deutsche Geschichte“.120 
Großbanken bestellen Historiker, die ihnen von der NS-Vergangen-
heit entsorgte Festschriften zu Jubiläen erarbeiten. Die Bundesregie-
rung entschließt sich, ein großangelegtes „Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik“ in Bonn zu stiften und schenkt nicht-zustän-

Bl. 18

digkeitshalber Westberlin ein „Deutsches historisches Museum“.121 
Kommunisten, Sozialdemokraten, Grüne, Anhänger der Friedensbe-
wegung und andere demokratische Kräfte befürchten, daß hier öf-
fentlichkeitswirksam neokonservative Geschichtskonzepte dargestellt 
werden sollen und führen deshalb eine intensive Auseinandersetzung 
um die demokratische Inhaltsbestimmung dieser Geschichtshäuser. 
Anregungen für diese Museumsprojekte erhielt Bundeskanzler Kohl, 
der sie persönlich nachdrücklich fördert, von seinem Berater Michael 
Stürmer. Dieser Erlanger Geschichtsprofessor bringt die politische 
Funktion konservativer Geschichtsschreibung auf den Punkt. Des-
halb ein etwas längeres Zitat aus Heft 20/21/1986 des „Parlament“:122

„Und unter den Gespenstern der Vergangenheit wird man neuer-
dings auch den Antifaschismus wieder gewahr; die Legende vom 
edlen Wollen der Kommunisten, vom Versagen der deutschen So-
zialdemokraten, vom Segen der Volksfront und von der pax-sovie-
tica. Daß der Partei Schumachers123 unlängst, es war der 40. Jah-
restag der deutschen Kapitulation, der Kampf gegen die gesell-
schaftlichen Grundlagen des Faschismus in der Bundesrepublik 
als politische Hauptaufgabe von ihren Vordenkern zugewiesen 
wurde, kann nicht auf Unkenntnis der historischen Verhältnisse 
beruhen, sondern verrät verborgene Gedanken über die Zukunft.

119	 Zu den Äußerungen Kohls über Gorbatschow vgl. Henning Köhler, Helmut Kohl. Ein Leben 
für die Politik. Die Biographie, Köln 2014, S. 551 f. Vermutlich spielte Villain auf eine Wahl-
kampfrede Kohls von Anfang 1987 an, in der der Bundeskanzler davon sprach, dass in der 
DDR politische Gefangene in „Gefängnissen und Konzentrationslagern“ interniert seien; 
vgl. Heinrich Potthoff, Die „Koalition der Vernunft“. Deutschlandpolitik in den 80er Jahren, 
München 1995, S. 461.

120	 Vgl. Klaus Hildebrand (Hrsg.), Symposium – Wem gehört die deutsche Geschichte? 
Deutschlands Weg vom alten Europa in die europäische Moderne, Berlin 1986.

121	 Dieses Museum war ursprünglich (1982) eine Initiative des Berliner Senats und wurde ab 
1983 auch von Kohl unterstützt; vgl. Christoph Stölzl (Hrsg.), Deutsches Historisches Muse-
um. Ideen – Kontroversen – Perspektiven, Frankfurt a. M. 1988.

122	 Das Parlament vom 17./24.5.1986: „Suche nach der verlorenen Erinnerung. Es geht um 
innere Kontinuität und außenpolitische Berechenbarkeit“. 

123	 Kurt Schumacher (1895–1952), 1946–1952 Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands.
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Wie auch immer: beim Betrachten der Deutschen vis-á-vis ihrer 
Geschichte stellt sich unseren Nachbarn die Frage, wohin das 
alles treibt. Die Bundesrepublik wird erwachsen, sie hat weltpo-
litische und weltwirtschaftliche Verantwortung, auch wenn man 
ungern an den Preis erinnert wird. Die zweite deutsche Republik 
ist Mittelstück im europäischen Verteidigungsbogen des atlan-
tischen Systems, das war 1945/55 Voraussetzung und bleibt bis 
heute Bedingung ihrer Existenz.“

Die Furcht dieses Kanzler-Beraters vor einem schwindenden Anti-
kommunismus in der SPD, nicht zu reden von einer Überwindung 
der Spaltung der Arbeiterklasse, vor der Benennung der wirklichen 
Ursachen des Faschismus sowie vor einer antifaschistischen Beru-
fungsgrundlage demokratischer Kräfte in der Bundesrepublik verrät 
die verborgenen Ängste der hinter ihm stehenden Klassenkräfte und 
der von ihm beratenen Politiker.
Hier sei daran erinnert, daß Stürmer die, vorsichtig formuliert, unhöf-
liche Rede, die Bundeskanzler Kohl beim Empfang für unseren Gene-
ralsekretär in der Godesberger Redoute124 gehalten hat, geschrieben 
haben soll.

Bl. 19

Um die Verknüpfung von rechtskonservativer Wissenschaft und 
praktizierter konservativer Politik plastischer zu machen hier noch 
einige Belege:
Bundeskanzler Kohl sprach völlig deplatziert von der „Gnade der 
späten Geburt“,125 um damit die Nichtverantwortung für und das 
Nichtgebundensein an die Folgen des deutschen Faschismus auszu-
drücken.
Alfred Dregger sagte zum Volkstrauertag 1986,126 daß die Toten 

124	 Stürmer war seit Anfang der 1980er Jahre politischer Berater Helmut Kohls und wirkte auch 
in dessen Redenschreiberteam mit; allerdings wurde rekonstruiert, dass an der Redoute-Rede 
am Abend des 7.9.1987, deren Inhalt Kohl maßgeblich selbst bestimmt und mit der entspre-
chenden Schärfe versehen hatte, Klaus Hildebrand und Hans-Peter Schwarz mitgewirkt hat-
ten; vgl. Karl-Rudolf Korte, Deutschlandpolitik in Helmut Kohls Kanzlerschaft. Regierungs-
stil und Entscheidungen 1982–1989, Stuttgart 1998, S. 351–357. Die Rede ist abgedruckt 
in: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 83 vom 10.9.1987,  
S. 705–707.

125	 In einer Rede vor der Knesset am 25.1.1984; vgl. dazu im Detail. Torben Fischer/Matthias 
N. Lorenz (Hrsg.), Lexikon der „Vergangenheitsbewältigung“ in Deutschland. Debatten- 
und Diskursgeschichte des Nationalsozialismus nach 1945, 3., überarbeitete und erweiterte 
Aufl., Bielefeld 2015, S. 247 f.  

126	 Als CDU/CSU-Bundestagsfraktionschef in einer Rede in der Bonner Beethovenhalle am 
16.11.1986; vgl. Der Spiegel vom 24.11.1986: „Vergebung gewährt“. Alfred Dregger (1920–
2002), Politiker (CDU), 1982–1991 Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
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fordern, sich miteinander und „mit unserer Geschichte und dem 
Schicksal unserer Nation zu  versöhnen“. 
Wer sich für den Kampf der faschistischen Wehrmacht bis zuletzt 
entschied, habe für seine Person, so Dregger, eine ehrenhafte Wahl 
getroffen. „Das gilt insbesondere für die Soldaten des deutschen Ost-
heeres und der deutschen Marine, die in den letzten Monaten des 
Krieges die Flucht von Millionen Ostdeutscher [sic!] vor der Roten 
Armee zu decken hatten“. Hier wird die enge, bis in Formulierungs-
details gehende Übereinstimmung zwischen dem Politiker Dregger 
und dem Historiker Hillgruber deutlich.
Und schließlich Franz-Josef [sic!] Strauß127: „Wir müssen endlich her-
austreten aus dem Schatten des Dritten Reiches… Europa braucht 
das verantwortungsvolle und verständliche Nationalbewußtsein der 
Deutschen. Wir brauchen … über alle Parteigrenzen hinweg den Kon-
sensus über die deutsche Geschichte und … über die deutsche Zu-
kunft. Wir brauchen wieder eine selbstbewußte nationale Identität…
Wer vorher, während oder danach zu Hitler nein gesagt hat, der muß 
auch mit gleicher Entschiedenheit nein sagen zum Kommunismus, 
weil er dieselbe kollektivistische unfreiheitliche und gewaltsame Geis-
teshaltung vertritt.“ (Entscheidung für Deutschland, Bayern-Kurier 
[sic!], vom 17.1.1987) Hier wird der Argumentationsstil des West-
berliner Geschichtsrevisionisten Nolte fast wörtlich übernommen. 
Festzuhalten bleibt, daß rechtskonservative Historiker und konserva-
tive Politiker der BRD ausgerechnet vom Botschafter der Vereinigten 
Staaten in der Bundesrepublik, [Richard R.] Burt, aufgefordert wer-
den, sich

Bl. 20

von den Bindungen der hitlerfaschistischen Vergangenheit zu lösen. 
Mit diesen Zitaten und Verweisen ist deutlich belegt, von wem die 
Politiker ihre Schlagwörter beziehen und in wessen Auftrag rechts-
konservative Historiker arbeiten. Einen Zusammenhang, der auch 
durch operativ gewonnene Erkenntnisse untersetzt werden kann. 

5.	 In diesem Streit werden mögliche Linien künftiger Außenpolitik 
vorweggenommen, legitimiert und für die Beeinflussung breiter 
Bevölkerungsschichten aufbereitet. Deutlich wird dies in der Per-
son des einflußreichen Kölner128 Politikwissenschaftlers Hans-Peter 
Schwarz. Schwarz ist Mitglied der Sachverständigenkommission für 

127	 Franz Josef Strauß (1915–1988), 1961–1988 Vorsitzender der Christlich-Sozialen Union.
128	 Hans-Peter Schwarz (1934–2017), 1973–1986 Professor für Politikwissenschaft an der Uni-

versität zu Köln, 1987–1999 Professor für Politische Wissenschaft und Zeitgeschichte an der 
Universität Bonn.
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das geplante „Deutsche historische Museum“, Vorsitzender des Wis-
senschaftlichen Beirates für das „Haus der Geschichte der Bundes-
republik“ in Bonn, arbeitet in der Arbeitsgruppe „Offene deutsche 
Frage“ mit und ist der führende Adenauer-Biograf. Er hat 1985 ein 
Buch mit dem Titel „Die gezähmten Deutschen“129 veröffentlicht. 
Daraus einige Zitate:
Schwarz charakterisiert die Sowjetunion als „den gefährlichsten 
Feind der Freiheit in Europa“ (S. 128). Sie habe „ihr ganzes Potential 
darauf abgestellt, die Sicherheitslage der liberalen Demokratien zu 
verschlechtern und deren Bewegungsspielraum einzuschränken.“ 
(S. 128) Die Bundesrepublik sei zu einer „regionalen Großmacht“ 
neben Frankreich und Großbritannien in Europa sowie China, Ja-
pan und Indien in Asien gewachsen. Dies und die Behauptung einer 
spezifischen deutschen Bedrohung durch den „Feind, der sich in 
Sachsen, Thüringen, in Mecklenburg und in der Mark Brandenburg 
breit macht, wo er nichts verloren hat und 18 Millionen Deutsche 
unterdrückt“ (S. 30), müsse die Bundesrepublik zur Selbstbehaup-
tung aus dem „Bewußtseinszustand der Machtvergessenheit“ (S. 12) 
befreien und stattdessen „verantwortliche Machtpolitik“ (S. 13) be-
treiben lassen.
Schwarz wendet sich gegen „unüberlegte Selbstfesselung durch 
einseitigen Verzicht auf Entwicklung und Anwendung verfügbarer 
Machtmittel“. Es gehört nicht viel Fantasie dazu, was mit diesen 
Machtmitteln alles gemeint sein kann und gegen welche internatio-

Bl. 21

nalen Abrüstungsmaßnahmen diese Forderung gerichtet ist. Wir sind 
gut beraten, wenn wir diese markigen Sprüche eines der bekanntes-
ten und einflußreichsten Politologen für die Bewertung praktischer 
Politik der Bundesregierung verinnerlichen.

6.	 Der Verlauf der Auseinandersetzung macht aber auch deutlich, daß 
die Möglichkeiten zur Revision des Geschichtsbildes, die, wie ver-
sucht wurde darzustellen, mit dem Erschließen politischer Hand-
lungsspielräume im inneren [sic!] und in den internationalen Bezie-
hungen einhergeht, begrenzt sind.
Der von der FAZ getragene Versuch, die ideologische Wendebe-
reitschaft der westdeutschen Öffentlichkeit zu testen, ist auf einen 
entschiedenen Widerstand gestoßen. Differenzierungsprozesse in 
der BRD haben sich in einer so selten gesehenen Deutlichkeit dar-

129	 Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die gezähmten Deutschen. Von der Machtbesessenheit zur Macht-
vergessenheit, Stuttgart 1985.
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gestellt. Der Stand ideologischen Meinungsstreites wird mehr als 
schlaglichtartig erhellt. Wer sich mit dem geistigen Zustand der BRD 
befassen will [sic!] ist gut beraten, diese verdichtete Diskussion ein-
gehend zur Kenntnis zu nehmen. Die gesellschaftliche Gegenwehr 
gegen Historisierung des Faschismus, Beleidigung der Sowjetunion, 
Ausrichtung auf eine zu innerer Stabilität im Sinne monopolkapita-
listischer Interessen und zu äußerer Aggressivität befähigenden Ein-
heitsideologie zur deutschen Geschichte war breit und nicht ohne 
Resultate. Herbert Mies130 konnte unter anderem mit Blick auf die-
sen Streit und seine Ergebnisse feststellen, daß die innere, geistige 
Wende in der BRD nicht in dem Maße vollzogen werden konnte, wie 
dies von interessierter Seite ursprünglich beabsichtigt war.
Angefangen von der Hamburger „Zeit“, die sich zum Sprachrohr 
für die von liberalen Positionen ausgehende Kritik an den „Revi-
sionisten“ gemacht hat, über die „Frankfurter Rundschau“ bis hin 
zu „Spiegel“ und „Stern“, der kommunistischen und der Presse der 
nichtmarxistischen Linken in der BRD hat sich eine breite publizi-
stische Abwehrhaltung herausgebildet. Ihr haben sich zahlreiche 
Rundfunk- und Fernsehjournalisten angeschlossen.

Bl. 22

Unter den Historikern der BRD sind die Positionen dieser Revisio-
nisten ebenfalls auf starken Widerstand gestoßen. Auch hier haben 
bürgerliche, sozialdemokratische, kommunistische und Histori-
ker, die der nichtmarxistischen Linken zuzurechnen sind, von ver-
schiedenen Positionen ausgehend diese Geschichtsklitterung aus 
macht- und interessenpolitischem Kalkül zurückgewiesen. Unter 
dem Strich hat die „Viererbande“131 von Historikern das genaue 
Gegenteil dessen, was sie anzielte, erreicht. Die Gräben sind aufge-
rissener den je. Rechtskonservatismus á [sic!] la Nolte, Hillgruber, 
Hildebrand und Stürmer ist weder im Lager der Ideologieprodu-
zenten, der Massenmedien noch in der Wählerschaft widerstandslos 
durchsetzbar.
Das haben Kohl und Strauß während der Bundestagswahlen im Ja-
nuar 1987 deutlich zu spüren bekommen. Seit dem [sic!] wird zum 
partiellen Rückzug geblasen. Der schon zitierte Verbandspräsident 
der Historiker der BRD beklagte die Polarisierung, wollte den Streit 

130	 Herbert Mies (1929–2017), 1973–1990 Vorsitzender der 1968 gegründeten Deutschen Kom-
munistischen Partei. 

131	 Horst Möller zufolge hatte Elie Wiesel den Begriff Viererbande in die Debatte eingebracht; 
vgl. Klaus Große Kracht, Debatte: Der Historikerstreit, Version: 1.0, in: Docupedia-Zeitge-
schichte, 11.1.2010, Anm. 22; www.docupedia.de/zg/kracht_historikerstreit_v1_de_2010 
[15.10.2019].
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am liebsten Kraft Amtes für beendet erklären und forderte im Er-
gebnis eine Stärkung der politischen Mitte.
Doch die Auseinandersetzungen gehen weiter.
Sie haben sich zu einem Richtungsstreit über politische Zustände 
und Perspektiven der BRD entwickelt, indem [sic!] ein breites Lager 
für die Beibehaltung des erreichten demokratischen Selbstverständ-
nisses und die Verarbeitung des Nationalsozialismus im Interesse der 
Beseitigung seiner Ursachen kämpft. 
Ohne hier einer verkürzten Sicht auf die operative Bedeutung der 
unterschiedlichen Positionen im Historikerstreit das Wort reden 
zu wollen, ist es begründet davon auszugehen, daß sowohl für die 
Bewertung der möglichen politischen Entwicklungen in unserem 
Hauptoperationsgebiet als auch für die Schaffung neuer Positionen 
die Kenntnis solcher ideologischer Grundprozesse und der an ihnen 
beteiligten verschiedenen politischen Lager in ihrer Differenziert-
heit von Bedeutung ist. Wir meinen, daß aus der Beschäftigung mit 
diesem Problemkreis vielfältige Ansatzpunkte für die Schaffung von 
Gesprächskonzeptionen zu solchen Personen, die wir mit der Ziel-
richtung der Werbung auf der Basis der politisch-ideologischen

Bl. 23

Übereinstimmung kontaktieren, zu gewinnen sind. 
Genaueres Wissen hierzu befähigt zur gezielten Abklärung politi-
scher Einstellungen, Informationsbedürfnisse und -stände sowie zur 
Anbahnung eines ausbaufähigen Dialoges.

Zusammenfassend soll hier festgehalten werden, daß mit dem His-
torikerstreit

-	 die innere ideologische Situation der BRD erhellt wurde;
-	 es konservativen Kräften nicht gelungen ist, ihre Geschichtsfäl-

schungen mehrheitsfähig zu machen;
-	 eine breitgefächerte gesellschaftliche Gegenreaktion politi-

sche Polarisierung verdeutlicht hat, die Nolte, Hillgruber, 
Stürmer, Hildebrand, Fest und Schwarz zu einer vorsichtigen 
Zurücknahme in einigen Positionen zwang

-	 und seinem vorläufigen Ausgang Kohl und andere Politiker aus 
dem Regierungslager nicht mehr so offen mit den Positionen 
der rechtskonservativen Vordenker Politik machen können.

Ohne Zweifel ist, daß die friedenspolitische Offensive der sozialisti-
schen Staatengemeinschaft mit der Sowjetunion an der Spitze und 
der Anteil unseres Landes am Zustandekommen der Dialogpolitik 
mit der BRD ihren Anteil haben. 
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Aber es ist auch künftig davon auszugehen, daß die Kräfte, die den 
Historikerstreit provozierten, ihre ideologischen Positionen und 
ihre politischen Ziele nicht aufgegeben haben.
Das machte am 5. Januar 1988 der SFB mit einer Sendung zu diesem 
Thema deutlich. 
Dort wurde, so als sei nichts geschehen, Nolte für sein Bemühen ge-
würdigt, Hitler verstehbar zu machen. Nolte habe mit seinem Buch 
„Der europäische Bürgerkrieg“132 einen faszinierenden Beitrag zur 
„Schreckbildfunktion des Bolschewismus“ geleistet.

Bl. 24

Dazu ist am Ende des Vortrages nur festzustellen, daß es unsere ur-
eigenste Aufgabe bleibt, daß diese Art Deutsche auch künftighin ge-
zähmt bleiben.

132	 Vgl. Ernst Nolte, Der europäische Bürgerkrieg 1917–1945. Nationalismus und Bolschewis-
mus, Berlin 1987.  
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